Nummer 31 


C*er UrkunägnrQlie für 19 93 



Verhandelt 


ZU Frankfurt am Main 


e™ 13. Mai 


19 93 


Vor mir. dem Unterzeichneten Notar 

Dr. • Wolf Schröder-Hiigendorff 


in Frankfurt am Mein 


«rschien 6H heute: 


1 , 


Her. Dr. Arne Brockhoff, handelnd McM.fUr sich, sondern als 
BevolImäclitigtar der Kall und Salz Akt,e„,ese„schaf t . tt de« 

“ "ff KaS ”' " H " 8 ?55?) ' ■“ G«CMftsanschrlfi 
Fnedrlch-Ebert-rStraßa 160 , 3500 Kassel, 


ausgawlesan durch Reisepaß 


(nachfolgend kurz " Kf-S " 


genannt) 





2. Herr Siegfried Häring, Handelnd nicht für sich, sondern als 
• Bevollmächtigter der Mitteldeutsche Kall Aktiengesellschaft mit 
dem Sitz in Sortdershäusen (AG Erfurt - HR B 965), mit 
Geschäftsanschrift Schachtstraße 62 - 65, 0-5400 Sondershausen, 

ausgewiesen durch Bundespersonalausweis 

(nachfolgend kurz "MdK" genannt) 


3- Frau Dr. Ina.Kiesel, handelnd, nicht für. sich, sondern als 
. Bevollmächtigte, der Treuhandanstalt. Anstalt.des öffentlichen 
Rechts,, mit dem Sitz ln Berlin, mit Geschäftsanschrift 
Leipziger Straße 5-7, 0-1080 Berlin, 

ausgewiesen, durch Personalausweis der DDR 

(nachfolgend "Irau b . ^nstalt " genannt). 


Die.Erschienenen bitten um Beurkundung des folgenden 
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RAH HENVERT.RAGES 


PRÄAMBEL 


(1) Die Treufiandanstalt Ist die alleinige Aktionärin der MdK mit 
Sitz ln Sondershausen, mit einem Grundkapital von DM 1OD.0OO,— 
(1n Worten: Deutsche Mark einhunderttausend)eingeteilt in.100 
(ln Morten: einhundert) auf den Inhaber lautende Aktien, Im 
Nennbetrag von Jeweils DM 1.000 (ln Worten; Deutsche.Mark; ein¬ 
tausend). Die Satzung der MdK gilt ln der am H.iz.1990 be¬ 
schlossenen und zuletzt am 01.12.1992 abgeänderten und ln das 
Handelsregister eingetragenen Fassung. 

(2) Oie MdK betreibt die ln Änläg&J. aufgefUhrten Kali- und Salz¬ 
bergbaubetriebe (d.h. Werke und Verwaltung) ln den Bündeslän- 

• . dem Thüringen und Sachsen-Anhalt. 

Vor dem Hintergrund der Nachteils einer jahrzehntelangen Plan- 
"} Wirtschaft, der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung im 

C 0sten Eur °pas, die zum Wegfall wichtiger Märkte führtesowie 

der. allgemein rückläufigen .Entwicklung Im Kali-Weltmarkt hat- 
die Treuhandanstalt damit begonnen, die MdK gesellschaftsrecht¬ 
lich zu reorganisieren sowie ln großem Umfang in diese Gesell¬ 
schaft zu investieren, um die Produktivität und Wettbewerbsfä¬ 
higkeit zu steigern und eine wirtschaftlich überlebensfählge 
Struktur zu schaffen. 
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Die Interne Reorganisation der MdK wurde dadurch elngeleitet ( 
daß die Kall Werra AG und die Kali Sudharz AG jeweils eine hun¬ 
dertprozentige Tochtergesellschaft der MdK - mit den nicht 
Uberlebensfähigen .Betriebsteilen auf die Gesellschaft zur Ver¬ 
wahrung und Verwertung von,stillgelegten Bergwerksbetrieber) mbH 
(die W> übertragen wurden. Weiterhin wurden die nicht mit 
dem Kall- und .Salzbergbau direkt Im Zusammenhang stehenden 
Tochtergesellschaften, bzw. Betriebstelle der MdK, die in 
A nlage ?. aufgelistet sind-,, ausgegliedert b2W.- gesondert ver¬ 
äußert. 

Darüber hinaus hat die Treuhandanstalt die Bilanz der MdK zum 
31. Dezember 1992 wl* aus Anlage ,3 ersichtlich bereinigt. 

(3) Die K+S betreibt die ln Anlage 4 aufgeführten Kall- und 

Steinsalzbetriebe (d.h. Werke und Verwaltung.) In den Bundeslän¬ 
dern Niedersachsen und Hessen. K+S und Ihre Vorgängergesel U 
schäften haben seit vielen Jahren erhebliche Anstrengungen un¬ 
ternommen*, die Wettbewerbsfähigkeit Im KallWeltmarkt zu erhal¬ 
ten. So sind seit Mitte der sechziger Jahre 10 Kall- und Stein¬ 
salzwerke stillgelegt worden, um die Produktionskapazität an 
die Absatzmöglichkeiten anzupassen. ..Gleichzeitig wurde der Per¬ 
sonalstand von. ca. 18.000 auf ca.'-6.700 Mitarbeiter reduziert. 

Zur Zelt führt K+S ein ErgebniSstelgerungsprogramm durch, um 
innerbetrieblich weltere RationalIslerungspotential.e zu er¬ 
schließen. Nach Durchführung dieses. Programms werden die unter¬ 
nehmensinternen Möglichkeiten der Rationalisierung und Anpas¬ 
sung im wesentlichen ausgeschöpft' sein. Gleichwohl sind. Produk¬ 
tionskosten und Kapazität noch zu hoch, um sich dauerhaft ge¬ 
genüber den Internationalen,.zumeist staatlich subventionierten 
Wettbewerbern behaupten zu können.- 







Eine wesentliche Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit könnte je¬ 
doch durch weitere unternehmensübergreifende Maßnahmen,, wie 
z.B. weitere Kapazitätsanpassung, Optimierung der Produktions¬ 
standorte, Straffung der Produktpalette und ähnliches erreicht 
werden. Hierfür bietet sich die Zusammenarbeit mit der ln den 
Nachbarländern Thüringen und Sachsen-Anhalt tätigen-MdR an. 

(4) Gemeinsame Prüfungen der Vertragsparteien haben ergeben, daß. 
eine möglichst nachhaltige Sicherung des gesamtdeutschen 
Kall- und Salzabbaus, Insbesondere auch der davon betroffenen 
Arbeitsplätze, einen Zusammenschluß der Kall- und Steinsalzak¬ 
tivitäten der K-fS und der MdK in einem gemeinsamen Unternehmen 
erfordert, an dem die K+S mlt'51 X und die Treuhandanstalt mit 
49 7. beteiligt sind. Der Zusammenschluß erfolgt ln der MdK als 

. aufnehmender Gesel1 Schaft, (nachfolgend auch " Gehiel nschaf tsun - 
l£XSÄ.bma.Q" >. 

(5) Die Treuhandanstalt .und K+S haben fUr einen Zeitraum von fünf 
Jahren einen Geschäftsplan vereinbart, der in dem ln dlösem 
Rahmenvertrag festgelegten Umfang ein die Parteien bindender 
Bestandteil dieses Vertrages ist.. Der Geschäftsplan sieht u.a. 
vor <ä> die Rückführung der Produktion auf die langfristige Ab¬ 
satzmöglichkeit von ca. 3.1 Mio t ^O Kall und 2.1 Mio t 

SalZi (b) die Verringerung der Kallkapazitäten und der Salzka¬ 
pazitäten durch.Stillegung von einem Kaliwerk, einer Kaligrube 
und einem oteInsalzwerk bei K+S sowie.durch Stillegung von zwei 
Kaliwerken und der Verwaltung bei MdK, (c) die Konzentration 
und Verlegung der-Produktion auf die jeweils am besten geeigne¬ 
ten Standorte, (d) die Durchführung von.standortübergreifenden 
Umstrukturlerungs- und Rationalislerungsmaßnahmen,. Inklusive 
der Konzentration der Verwaltung des neuen Unternehmens in Kas- 









sei. sowie (e) den Personalabbau bei K+S Standorten um 1.744 
und bei MdK.Standorten um 1.884 Mitarbeiter auf einen Personal¬ 
stand für das-Gemeinschaftsunternehmen zum Ende des-Jahres 1997 
von 7.500 Mitarbeitern (davon 3.012 für MdK Standorte). Eine 
Kopie des Geschäftsplans mit seinen für die Aufstellung wesent¬ 
lichen Arbeitspapieren Ist diesem Rahmenvertrag als Anlage 5 
bei gefügt; 

(6) K+S und Treuhandanstalt haben sich geeinigt, ein Beteiligungs¬ 
verhältnis 51 t (Kt-S) zu 49 1 (Treuhandanstalt) dadurch herzu¬ 
stellen, daß (a) die MdK von einer Aktiengesellschaft ln eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung formwechselnd umgewandelt 
wird und (b.) Im Rahmen einer Kapitalerhöhung bei der MdK 
gleichzeitig (i) K+S die ln Anlage 4 aufgel1 steten Kali- und 
Steinsalzbetriebe mit allen diesen' Betrieben dienenden Einrich¬ 
tungen (einschließlich Schacht- und GrubenrÜ.ume), betriebsnot¬ 
wendigen Grundstücken und Gebäuden, Bergwerkseigentum, Salzab¬ 
baugerechtigkeiten und Rechten aus Kali- und Salzabbauverträgen 
mit Grundeigentümern sowie Schürf- und Gewinnungsverträgen für 
Kali- und Steinsalz, Beteiligungen an anderen Unternehmen, so¬ 
wie allen bewegl1chen Gegenständen, und der diesen Betrieben.zu¬ 
gehörigen sonstigen Aktiven und Passiven, wie sie sich Im ein^ 
zeihen aus dem in Anlage 8 belgefügt.en Sacheinlagevertrag er¬ 
geben, durch Sacheinlage.einbringt, und (11) die Treuhandan¬ 
stalt Barmittel ln der Höhe von DM 1.044 Millionen (ln Worten: 
Deutsche Mark elntausendvieruhdvlerzig Millionen) in die MdK 
einzahlt.. 

<7) Die Parteien haben weiterhin vereinbart, daß die unternehme¬ 
rische Führung des Gemeinschaftsunternehmens bei K+S liegen 
wird. 




- 7 - 


Dies .vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien folgendes: 


lx-£fiÜM.D MNS PES J ^imCmFTSUNTEftHEHHENS 


Artikel 1 
Verschmelzungen 

Treuhandanstalt und MdK werden darauf hinwirken, daß die Zlelltzer 
Kall AG und die Mitteldeutsche Salzwerke GmbH - jeweils eine hun¬ 
dertprozentige Tochtergesellschaft der MdK - mit der MdK als abneh¬ 
mender Gesellschaft mit wirtschaftlicher Wirkung zum 1.1.1993 ver¬ 
schmolzen werden. 

Die entsprechenden Beschlüsse, nämlich der Hauptversammlungsbeschluß 
der Zlelltzer Kall AG, der Gesel.lschafterbescftluß der Mitteldeutsche 
Salzwerks GmbH, sowie die unabhängig von dem In diesem Rahmenvertrag 
behandelten Zusammenschlußvorhaben bereits abgeschlossenen Ver¬ 
schmelzungsverträge sind In AaLäsfi_i enthalten. 

C’ ... 


Artikel 2 . 

Formwechselnde Umwandlung der MdK 

Die MdK, die derzeit In der Rechtsform einer Aktiengesellschaft be¬ 
steht, wird in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung formwech¬ 
sel hd umgewandelt. 











Oer Haup.tver sammlungs besohluß dar MdK zur Umwandlung von einer Ak¬ 
tiengesellschaft in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist 
in Anlage 7 enthalten. 


Artikel 3-. 

Kapitalerhöhung; Satzungsänderung 



Um die beabsichtigte Zusammenfassung der Kall- und Stelnsalzak- 
tlvitäten .dar K+S'ünd der MdK ln der MdK mit.einer Beteiligung; 
der K+S von 51 % und der Treuhandanstalt von 4g t am Gemein-, 
schaftsunternehmen herbeizuführen, verpflichtet sich die Treu¬ 
handanstalt als Gesellschafterin der dann als Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung weiter bestehenden Gesellschaft (unter der 
auf schiebenden Bedingung der Eintragung der GmbH ln das Han¬ 
delsregister) das Stammkapital der Gesellschaft, von 
OM : 100.000,— (in Worten: Oeutsche Mark einhunderttausend) um 
DM 399.900.000,— (Tri Worten: Deutsche Mark drelhundertneunund- 
neunzig Millionen neunhunderttausend) auf DM 400.000.000,— (ln 
Worten.: Oeutsche Mark vierhundert Millionen) durch eine Sach¬ 
einlage der K+S und eine Bareinlage der .Treuhandanstalt zu er¬ 
höhen. Der Haup.tversammlungsbesch1uß der MdK zur Kapitalerhö- 
hungTst ebenfalls in Anlage 7 enthalten. 
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U> Sachei nlage--der. K+s 

Die Kall uhd Salz AG mit dem Sitz in Kassel verpflichtet 
sich, einen Geschäftsanteil Im Nennbetrag von 
OM. 204.DOO.OOD,— (in. Worten: Deutsche Mark zweihundert¬ 
vier Millionen) gegen Sacheinlage gemäß den Bestimmungen 
und Bedingungen des ln Anlage a enthaltenen Sacheinlage- 
vertrages zu Übernehmen. Der den Nennbetrag von 
DM-204.000.000,— (In Worten: Deutsche Mark, .zweihundert¬ 
vier Millionen) übersteigende Wert der Sacheinlage wird in 
die Kapitalrücklage eingestellt. Oie von K+S zu leistende 
Sacheinlage wird mindestens einen Betrag von 
OM 220.000.000,— (ln Worten: Deutsche Mark zweihundert¬ 
zwanzig Millionen) erreichen. Die Durchführung und der 
Vollzug der Sacheinlage werden durch den als Anlage fl 
beigefügten Sacheinlagevertrag mit wirtschaftlicher Wir¬ 
kung zum h Januar 1993 geregelt. 

Oer neue Geschäftsanteil der K+S Ist ab 1. Januar 1993 ge¬ 
winnberechtigt. 

<b>. Bareinlage der Treuh andanstalt 

Die Tr.euhandanstält verpflichtet sich, einen Geschäftsan¬ 
teil i/n Nennbetrag, von DM 195.900.000,— (ln Worten.: Deut¬ 
sche Mark elnhundertfünfundneunzlg Millionen neunhundert¬ 
tausend) gegen Bareinlage mit wirtschaftlicher Wirkung zum 
1* J *nuar 1993 zu übernehmen. Oie von der Treuhandanstalt 
zu leistende Bareinlage setzt sich zusammen aus 
DM 195.9OO.QO0,“ (ln Worten: Deutsche Mark einhundert¬ 
fünfundneunzig Millionen neunhunderttausend), die von der 






Treuhandanstalt als Stammeln läge eingezahlt werden und 
OM 848.100.000,— (ln Worten: Oeutscha Mark achthundert¬ 
achtundvierzig Millionen einhunderttausend), die der Kapi¬ 
talrücklage zugeführt werden. 

Der von der Treuhandanstilt als Bareinlage zu leistende 
Gesamtbetrag Ist ab dem 01.01.1993 mit 8 1 (ln Worten: 
acht Prozent) p: a. zu verzinsen. 

Der.neue Geschäftsanteil der Treuhandanstalt Ist ebenfalls 
ab k Januar 1993 gewinnberechtigt. 



Im Rahmen der ln Artikel 3.1 beschriebenen Kapital erhöhung wird 
der ‘ * n MIä9g_3 enthaltene. Gesell schaftsvertrag festges.tel lt- 
Die Verlegung des Sitzes des Gemeinschaftsunternehmens von Son¬ 
dershausen nach Kassel werden die Parteien unverzüglich nach 
Eintragung der Umwandlung der MdK ln eine GmbH sowie der in 
Artikel 3 vereinbarten Kapitalerhöhung gesondert beschließen. 

Oie Treuhandanstalt und K+S werden noch vor dem Wlrksamkelts- 
stichtag prüfen, ob ein-Doppel sitz des Gemeinschaftsunterneh¬ 
mens ln Kassel und Sonders.hausen möglich ist und, bejahenden¬ 
falls, gemeinsam die entsprechenden Maßnahmen zur Errichtung 
des Doppelsltzes treffen. 

öle Flrmierung des Gemeinschaftsunternehmens erfolgt künftig 
als Kali und Salz Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

Die Treuhandanstalt und K+.S sind sich darüber einig, die ln 
enthaltene Geschäftsordnung der Geschäftsführung,ln 






der ersten Gesellschafterversammlung so zu beschllessen...Diese 
kann während der Laufzeit des Geschäftsplans, d.h. einschließ¬ 
lich der Dauer des Geschäftsjahres 1997, nur durch die Gesell¬ 
schaf terver Sammlung mit 3/4 Mehrheit geändert oder aufgehoben 
werden. 

■3 MmgJdurtq zürn Ha ndelsregiste r 


Die Parteien verpflichten sich, unverzüglich nach dem Mlrksam- 
keltsstichtag alles Erforderliche zu. veranlassen bzw. an den. 
entsprechenden Maßnahmen mltzuwlrken, um die .in Artikel 2 und 
Artikel 3 aufgeführten Maßnahmen spätestens Innerhalb von 2 
Wqchen nach dem Wirksamkeitsstichtag zur Eintragung Ins Han^ 
delsreglster anzumelden. 




Artikel 4 

Geschäftsplan; Abwelchungsausglelch 
1 figiihätts pian 

Die Parteien haben für die Jahre 1993- bis 1997, vorbehaltlich 
der Bestimmungen dieses Rahmenvertrages, den als Anlage 5 
beigefügten Geschäftsplan als wesentliche Grundlage für die Ge¬ 
schäftstätigkeit des Gemeinschaftsunternehmens vereinbart. Der 
Geschaftsplan definiert die Ausgangsdaten der einzubringenden 
Betriebe beider Parteien und.Ihre Bewertung. Er hat darüber 











hinaus die Leistungen maßgeblich beeinflußt, die die Treuhand¬ 
anstalt dem Genteinschaftsunternehmen über die den Kali- und 
Steinsalz-Betrieben der MdK zuzuordnenden Wirtschafteter 
hinaus zum Ausgleich der unterschiedlichen Ertragswerte der zu- 
sammenzufUhrenden Unternehmen 2 ur Verfügung zu stellen hat, um 
ein Beteiligungsverhältnis von 51 1 <K+S> und 49 % (Treuhandan- 
st'alt) herzustellen. Der Geschäftsplan bestimmt-schließ! Ich 
Ausmaß und Zeitpunkt der vom Gemeinschaftsunternehmen während- 
der .Planperiode durchzufilhrenden Maßnahmen. . 

Der Geschäftsplan Ist-für die Parteien Indem Umfang verbind¬ 
lich, als dies in diesem Rahmenvertrag ausdrücklich bestimmt 
Wird. 

Der Geschäftsplan prognostiziert für jedes Geschäftsjahr von 
1993 bis 1997 einen "Netto cash-flow" ( Anlage 5 , Anhang 1, 

Teil 2A) und. definiert die Grundsätze seiner Ermittlung 
Selten 4 bis 24). 

Weicht der tatsächlich erwirtschaftete Netto cash-flow ln einem 
oder mehreren der Geschäftsjahre 1993 bis 1997 vom prognosti¬ 
zierten Netto, cash-flow ab, ist die Abweichung gemäß den Be¬ 
stimmungen dieses Artikel 4 auszugleichen. . 

4 - 2 £lJij_tjLLuiig_d&5. Abw ej.chungsausal ei chs 

Der tatsächlich erwirtschaftete-Netto cash-flow ist-von der Ge¬ 
schäftsführung des Gemeinschaftsunternehmens-unter Anwendung 
der 1m Geschäftsplan enthaltenen Grundsätze und Definitionen 
<Miägs_5, Seiten 4 bis 24) vorbehaltlich der Bestimmung in 
Artikel 4.5 für Jedes Geschäftsjahr der Planperiode von 1993 
bis 1997 zu ermitteln. Der tatsächlich erwirtschaftete Netto 






cash-flow für das Geschäftsjahr 1993 Ist entsprechend der Wirt- 
Schaftllchen Wirkung der Sacheinlage der K+S (Artikel 3,1 <a>> 
und der Bareinlage der Treuhandanstalt (Artikel 3.1. <b>> zum 
Dl.Ql.1993 zu ermitteln. Bei der Berechnung des tatsächlich er- 
wirtschaftaten Netto cash-flows für das Geschäftsjahr 1997 sind 
auch etwaige aufgrund einer zeitlichen Verzögerung erst im 
ersten Halbjahr 1998 durchgeführte Maßnahmen gemäß Anlage 5 . 
Anhang 5 (NachholInvestitionen und Nachholreparaturen, Versatz 
und Demontage.) und Anlage 5 , Anhang 1, Teil 4 (Beschäftig 
gungspfad) zu berücksichtigen. 

Die Ermittlung des Abweichungsausgleichs Ist von den Abschluß¬ 
prüfern des' GerneInschaftsuntenehmens zu prüfen, die über das. 
Ergebnis Ihrer Prüfung schriftlich zu berichten haben. Im Falle 
des Satzes 3 dieses Artikels 4.2 hat die Ermittlung des tat- 
sächlichen Netto castwflow für das Geschäftsjahr igg7 unverzüg¬ 
lich zu Beginn des 2. Halbjahres lg98 zu erfolgen. Für die Prü-.. 
fung des Netto casb-flow gelten die Vorschriften der §§ 316 ff 
HGB über die Prüfung des Jahresabschlusses sinngemäß. 

Sind nach dem abschließenden Ergebnis dieser Prüfung keine Ein¬ 
wendungen zu erheben, so bestätigen die Abschlußprüfer» daß der 
Netto cash-flow nach den im Geschäftsplan auf.gestel lten Grund¬ 
sätzen ermittelt worden ist und stellen Ihn damit fest. Bestä¬ 
tigen die Abschlußprüfer dies nicht, so gilt der Netto 
cash-flow als erwirtschaftet, den die Abschlußprüfer gemeinsam 
nach.den Im Geschäftsplan aufgestellten Grundsätzen feststel¬ 
len. Bestätigt nur ein Abschlußprüfer den Netto cash-flow oder 
stellt, jeder Abschlußprüfer, sin anderes Ergebnis fest, so gilt 
zunächst der Netto cash-flow, soweit er von beiden Abschlußprü¬ 
fern gemeinsam bestätigt wird. Im übrigen benennt.auf Antrag 
der Treuhandanstalt oder der K + S der Präsident der Wirtschafts¬ 
prüferkammer einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wtrtschaftsprü- 
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fungsgesellschaff, der/die den tatsächlich erwirtschafteten 
Netto cash-flow für alle Seteillgten verbindlich feststem. 

Der vom Präsidenten der Wirtschaf tsprüferkammer- zu benennende 
Prüfer darf nicht Abschlußprüfer eines in den Konzernabschluß 
der BASF Aktiengesellschaft einbezogenen Unternehmens sein. Er 
darf auch nicht Abschlußprüfer der Treuhandanstalt oder der ihr 
mehrheitlich gehörenden Unternehmen sein. 

4.3 Aufteilung 

Im Hinblick, auf die erheblichen Probleme der Zusamtnenführung 
der MdK mit den.Kall- und Steinsalzbetrieben der K+S, wobei die 
Risiken überwiegend bei den ehemaligen. MdK-Betrleben liegen, 
wird für einen Zeitraum von fünf Jahren folgende Aufteilung der 
Abweichungen des jeweils tatsächlich erwirtschafteten vom prog¬ 
nostizierten Netto cash-flow vereinbart: 

Weicht der ln einem Geschäftsjahr tatsächlich erwirtschaftete 
Netto cash-flow von dem Im Geschaftspian prognostizierten ab, 
so ist der Unterschiedsbetrag der Geschäftsjahre 1393, 1994 und 
199S zu 90 */, auf die Treuhandanstalt und zu lo 1 auf K+S, der 
Unterschiedsbetrag des' Geschäftsjahres 1996 zu 85 % auf die 
Treuhandanstalt und zu 15 X auf K+S und der des Geschäftsjahres 
1997 zu 80 1 auf die. Treuhandanstalt und zu 20X auf K+S aufzu- 
tel.len. 

4 -4 Ausgleichsverfahren 

Die jedem Gesellschafter zufallenden positiven und negativen 
Abweichungen vom geplanten Netto cash-flow werden für jeden Ge¬ 
sellschafter auf einem besonderen Konto verbucht. Die Forderun¬ 
gen der Gesellschaft bzw. der Gesellschafter auf Zahlung der 
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ermittelten Abweichungen vom prognostizierten Netto cash-flow 
entstehen mit Ihrer Feststellung gemäß Artikel 4.2 und sind ab 
diesem Zeitpunkt zu verzinsen. Die Verzinsung des jeweiligen 
Saldos erfolgt ln Höhe des marktübllchen Zinssatzes, der zum 
Zeitpunkt der Feststellung des jährlichen Abweichungsausgleichs 
für Bundesobilgationen mit einer Laufzeit bis zum 30.06.1998 
gezahlt wird. Jeweils mit Feststellung der nächsten Abweichung 
vom Geschäftsplan..werden die bis dahin aufgelaufenen Zinsen dem 
Abweichungsbetrag zugeschlagen: und. mit Ihm verzinst. Oer so 
verbuchte Saldo wird wie folgt zur Zahlung fällig: 

Ist der zum 31. Dezember 1997 entstehende Saldo positiv, so ist 
er an die Gesellschafter vierzehn Werktage nach Feststellung 
des Im Geschäftsjahr 1997 tatsächlich erwirtschafteten Netto 
cash-flows unabhängig von den Bestimmungen In Artikel 4.7 aus¬ 
zuzahlen. Ist der zum 31. Dezember 1997 entstehende Saldo nega¬ 
tiv, so ist er von den Gesellschaftern als andere Zuzahlung Im 
Sinne des § 272 Abs. 2 Nr. 4 HGB vierzehn Werktage nach Fest¬ 
stellung des Im Geschäftsjahr 1997 tatsächlich, erwirtschafteten 
Netto cash-flows'unabhängig von den Bestimmungen ln Artikel 4:7 
ln bar an das Gemeinschaftsunternehmen auszugleichen. 

4 - 5 Ausn ahmen Vom Abweichungsausgieicli 

Die folgenden Kosten,. Aufwendungen oder Erlöse werden bei der 
Berechnung des tatsächlich erwirtschafteten.Netto cash-flows 
zur Ermittlung des Abweichungsausgleichs gemäß Artikel 4.2 
nicht berücksichtigt: 

Ca) Kosten, Aufwendungen und Erlöse im Zusammenhang mit Depo- 
nleaktlvltäten gemäß Artikel 9.2 und 9 . 3 ; 









(b) der vom Gemeinschaftsunternehmen ln fünf Jahresraten zu 

DM 6.000.000 (in Korten: Deutsche Mark sechs Millionen) zu 
entrichtende.Kaufpreis für das Bergwerkseigentum Zie~ 
l’tz II (Anlagen, § 2, Ziffer 2 nt. (e) und § 2, Zif¬ 
fer 3); und 

(c) die vom Gemeinschaftsunternehmen zu tragenden Kosten gemäß 

Artikel 25, ' 

J 3gnk.gl.unq des Abwelchunesausglelehs 

(a) Bei jeder Überschreitung der kumulativen negativen Ab¬ 
weichungen von einem Im Zeitraum zwischen dem 01.Ol.1993 
und 31.12.1997 geltenden Geschäftsplan ln der Höhe von 
OM 150,000,000.— (in Worten: Deutsche Mark einhundert¬ 
fünfzig Millionen), ist die Geschäftsführung verpflichtet, 
der Gesellschafterversammlung Innerhalb einer Frist von 
drei Monaten nach der ersten Feststellung einer solchen 
Überschreitung einen neuen bzw.. einen den ursprünglichen 
Geschäftsplan fortschreitenden Geschäftsplan. vorzulegen, 
mit dem Ziel, die negativen GeschäftSplanabwelchungen bis 
zum Jahr 1997 unter Berücksichtigung der Zukunft des Ge¬ 
meinschaftsunternehmens zu minimieren. 

<b) Nach Erstellung des neuen bzw. fortgeschriebenen Ge^- 

scftäftsplans und dessen Vorlage in der Gesellschafterver¬ 
sammlung hat die Treuhandanstalt bei der betreffenden Be¬ 
schlußfassung das Wahlrecht. 

<1) dem neuen bzw. fortgeschriebenen Geschäftsplan zuzu¬ 
stimmen; oder 
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<ii> die Fortgeltung des alten bzw. dann geltenden Ge¬ 
schäftsplans zu verlangen. 

Teilt die Treuhandanstalt Ihre Entscheidung der Gesell¬ 
schaftterversammlung nicht Innerhalb einer Frist von drei 
Monaten nach der o.g. Vorlage des neuen bzw. fortgeschrie¬ 
benen Geschäftsplans ln der Gesellschafteryersammlung mit, 
gilt der alte bzw. dann geltendeGeschäftsplan fort. 

(c) ln diesem Fall haben sowohl die Treuhandanstalt als auch 
K+S das Recht, innerhalb weiterer sechs Monate die Auflö¬ 
sung des Gemeinschaftsunternehmens unter Beachtung der ge¬ 
gebenen Möglichkeiten zu einer Minimierung weiterer Ver¬ 
luste sowie die Mitwirkung des jeweils anderen Gesell¬ 
schafters an den im Rahmen der Auflösung erforderlichen 
Gesel1schafterbeschlüssan zu verlangen. Der nicht die Auf¬ 
lösung des Gemeinschaftsunternehmens verlangende Gesell¬ 
schafter hat das Recht, die Übertragung der Anteile der 
anderen Partei am Gemeinschaftsunternehmen zum Preis von 
OM 1zu verlangen. 

(d> Mit der Feststellung der Liquidations-Eröffnungsbilanz, 
werden die Gesellschafter über die bis zum Oatum des Auf¬ 
lösungsbeschlusses (ggf. zeitanteiltg für ein noch nicht 
abgelaufenes Geschäftsjahr) aufgelaufenen Abweichungen vorn 
Im Geschäftsplan prognostizierten Netto cash-flow und de¬ 
ren Ausgleich mit der Maßgabe beschließen, daß die ent¬ 
sprechenden Zahlungsansprüche des Gemeinschaftsunterneh¬ 
mens bzw. der Treuhandanstalt und K+S vierzehn Werktage 
nach Feststellung der Liquidations-Eröffnungsbilanz per 
Saldo zur Zahlung fällig werden. Ein darüber hinausgehen- .. 
der Abweichungsausgleich findet in diesem Fall.nicht statt. 
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7 Gew1,nh- u ntL Yerlusttraqung 

Unbeschadet der .Bestimmungen ln Artikel 4.2 gilt für einen Jah 

resüberschuß oder einen Jahresfehlbetrag folgendes: 

(a> Jahresüberschüsse für die Geschäftsjahre 1993 bis 1997 
werden nicht an die Gesellschafter ausgeschüttet sondern 
vorgetragen bzw. den Gewinnrü'cklagen gemäß § 272 Abs. 3 
HGB zugeführt;.und 

<b) Jahresfehl betrage für die Geschäftsjahre 1993 bis 1997 
werden vorgetragen. 


Artikel 5 

Prüfung der Jahresabschlüsse; Barlchtspfllebten . 

Gfiü Jiä-fts_iahre 1993 bU mg? 

Die Prüfung der Jahresabschlüsse des Gemeinschaftsunternehmens 
für die Geschäftsjahre 199,3 bis 1997 erfolgt gemeinsam durch 
jeweils einen von der <+$ und einen von der Treuhandanstalt zu. 
bestellenden Abschlußprüfer. Die Jahresabschlüsse werden je¬ 
weils durch einen einstimmigen Beschluß der Gesellschafterver- 
Sammlung des Gemeinschaftsunternehmens festgestellt. 

Die Treuhandanstalt und K*S sind sich einig, daß' die bandelsbl- 
lanzielle Behandlung von Rückstellungen für Versatz nach Stil¬ 
legung und für .Jublläumsgeldef tn der bisherjgen Form fortge _ 
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führt wird, auch wenn die Rückstellungen steuerlich nicht aner¬ 
kannt werden. Gleiches gilt für. andere in der Handelsbilanz ge¬ 
bildete Rückstellungen, die steuerlich nicht anerkannt werden. 


5*2 fifiiLhSft-s.1a h.re nach 1997 

Die Prüfung der Jahresabschlüsse des Gemeinschaftsunternehmens 
für die Geschäftsjahre nach 1997 erfolgt durch einen von der 
Gesellschafterversammlung zu bestellenden Abschlußprüfer, 


3.3 Quartal Iberichterstat tMPg 

Oie Geschäftsführung des-Gemeinschaftsunternehmen ist ver¬ 
pflichtet, den- Gesellschaftern quartalsweise (a>-für das Ge¬ 
meinschaftsunternehmen den Stand desgemäß Geschäftsplan ermit¬ 
telten Netto cash-flow, und nach den ln Anlage n beigefügten 
Richtlinien eine Gewinn- und Veriustrechung, ausgevählte Bi¬ 
lanzangaben sowie eine Liquiditätsbetrachtung, und (b) stand¬ 
ortbezogen den Stand des in Artikel 6 vorgesehenen Investi¬ 
tionsbudgets, der ln Artikel 7 vorgesehenen Personalentwicklung 
und eine Mengen- und Kostenrechnung vor zu legen.- 


Die Geschäftsführung des Gemeinschaftsunternehmens ist weiter¬ 
hin verpflichtet, den Gesellschaftern vierteljährl ich-schrift¬ 
lich über die Anlage gemäß Artikel. 22.2 der von der Treuhandan- 
stalfc geleisteten Bareinlage zu berichten. 
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Artikel 6 
Maßnabmenprogramm 


6-1 All gemeine BesHmnmnq 

Unbeschadet der nachstehenden Bestimmungen in Artikel 6.2, 63, 
6.4 und 6.5 sind sich die Gesellschafter Treuhandanstalt und 
K-S darüber einig, daß nur solche Investitionen erfolgen sol¬ 
len, die erwarten lassen, daß sich die wirtschaftliche Situa¬ 
tion des Gemeinschaftsunternehmens verbessern wird. 

6 ' 2 t S D1 a n 5 

Der ln Mige_5 beigefügte Geschäftsplan Ist ln bezug auf (a) 
die vorgesehenen Normal Investitionen (sieh© Anlage 5 , An¬ 
hang 1, Teil 2A, Zelle 22. jeweils Unter "Summe"), (b) die vor¬ 
gesehenen NachhollnvestitIonen, Nachholreparaturen. Ver¬ 
satz- und Demontagearbeiten (siehe A nlage 5 . Anhang 5) und 
(c) die Im Geschäftsplan vorgesehenen Devestltlo- nen (siehe 
MLag^J, Anhang 5) verbindlich.. Abweichungen von den ln (a), 

(b) und (c) genannten Maßnahmen bedürfen daher, vorbehaltlich, 
der nachstehenden Regelung ln Artikel 6.3, der Zustimmung der 
Treuhandanstalt und der K-S In der Gesellschaf- terversammlung. 

Unbeschadet der. vorstehenden Regelung erfolgt die bilanzielle 
Behandlung der genannten Maßnahmen nach den Grundsätzen ord^ 
nungsgemäßer Buchführung. 










6 • 3 Ausnahmen vorn ElnstiH mugkeitsDrlnziD 


Abweichungen von der. Summe aus Normal Investitionen ( Anlauf S . 
Anhang 1;,,Teil 2A, Zelle Z2) und' den ln den beiden letzten Zel¬ 
len von Äßlaae_5. Anhang 5 aufgeführten Beträgen bedürfen 
nicht der Zustimmung der Treuhandanstalt und der K+S. wenn (a) 
solche Abweichungen ln einem Geschäftsjahr den Betrag von OM 
25.000.000,— <Jn Hörten;' Deutsche Mark fiinfund2wanz1g Millio¬ 
nen) nicht übersteigen UM (b) die kumulierten negativen Ab¬ 
weichungen den Betrag von DM 50.OOO.000,- (In Horten: Oeutsche 
Mark fünfzig Millionen) nicht übersteigen. Olesen Abweichungen 
wird bereits zum Zeitpunkt der Wirksamkeit dieses Vertrages zu¬ 
gestimmt. 

6.4 Zeitliche Ve r.äLqamnq 

Legt die Geschäftsführung des. Gemeinschaftsunternehmens der Ge¬ 
sell schafterversammlung schriftlich dar, daß ln einem Ge¬ 
schäftsjahr nicht durchgefUhrte Maßnahmen Im Sinne von Artikel 
6.2 <a) und 6.2 (b) im unmittelbar darauffolgenden Geschäfts- 
- ^ ahr nachgeholt werden,' so reduziert sich der Betrag der gemäß 
Artikel 6.3 (b) anwendbaren Abweichungen entsprechend, Für. den 
Fall, daß der Investitionsbericht für das- Fölgejahr gemäß Arti¬ 
kel 6.5 zeigt, daß die betreffende Maßnahme in diesem Jahr 
nicht nachgeholt wurde. Ist der Betrag der gemäß Artikel 6.3 
(b> anwendbaren Abweichungen nachträglich entsprechend, zu erhö¬ 
hen mit der Maßgabe, daß. der Betrag von OM 25.000.000,- (in 
Worten: Deutsche Mark fünfundzwanzig Millionen) pro Geschäfts-, 
jahr bzw, von kumuliert DM 50.000.000,- (in Worten: Oeutsche 
Mark fünfzig Millionen) ohne vorherige Zustimmung der Gesell¬ 
schaften Sammlung ln keinem fall überschritten werden darf. 








Dies gilt entsprechend für den Fall, daß gemäß Geschäftsplan in 
1997 durchzuführende Maßnahmen erst im ersten Halbjahr 1998 er¬ 
folgen oder abgeschlossen werden können und dies die Geschäfts¬ 
führung der GesellschafterverSammlung gegenüber schriftlich 
dar legt. 

6 - 5 Ihvestlt lönsbudaet- invEstn-inn ^ri^ 

Zusammen.mit dem Bericht über das dritte Quartal'Jedes Ge¬ 
schäftsjahres bis 1996 einschließlich muß der. Gesellschafter- 
verSammlung von der Geschäftsführung des Gemeinschaftsunterneh¬ 
mens ein Investitionsbudget für .das. darauffolgende Jahr, vorge¬ 
legt werden, ln dem alle Abweichungen vom Geschäftsplan von der 
Geschäftsführung des Gemeinschaftsunternehmens, quälitat 1 v und 
.quantitativ zu erläutern und zu begründen sind. Dies gilt Im. 
Falle des Artikel 6.4 letzter Satz auch bezüglich der Im ersten 
Halbjahr 1998 nachzuholenden Maßnahmen, über die ggf. Im drit¬ 
ten Quartal 1997 zu berichten ist« 

Die Geschäftsführer des Gemeinschaftsunternehmens haben zusam¬ 
men mit dem Jahresabschluß, für die Geschäftjahre bis 1997 ein- 
, schließlich bzw. Im Falle des Artikel 6.4 letzter Satz unver¬ 
züglich nach Ablauf des ersten Halbjahres 19.98 einen. Investi¬ 
tionsbericht zu erstellen,. In dem über die Durchführung der im 
Investitionsbudget geplanten Maßnahmen im einzelnen berichtet 
wird. Der Investitionsbericht.ist durch die gemäß Artikel 5.1 
bestellten Abschlußprüfer des Gemeinschaftsunternehmens zu prü¬ 
fen . 




rrvzitnpvw, c < i c j >j» 
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- Artikel 7 • - 

Personalentwicklung 
Pprsona l'entwlckltfno'tnfart 

Die Im Geschäftsplan. (flnlaae_5, Anhang 1 , Tel! 4) enthaltene 
Personal entwicklung-bezüglich der zum 01.01.1993 bei HdK Und In 
den von. K+S ln das Gemeinschaftsunternehmen einzubringenden Be¬ 
trieben beschäftigten Mitarbeiter Ist während des Zeitraums von 
1993 bis 1997 für die Vertragsparteien verbindlich. Abweichun¬ 
gen von dieser Persona)Entwicklung bedürfen daher, vorbehalt¬ 
lich der nachstehenden Regelung ln Artikel 7.2, der Zustimmung 
der Treuhandanstalt und der KtS in der Gesellschafterversamm- 
lung. 

Abweichungen 

Ein zusätzlicher Personalabbau über den in Anhang 1, Teil 4 des 
Geschäftsplans vorgesehenen Personalentwlcklungspfad hinaus, 
von dem ln einem Geschäftsjahr pro.Werk oder ln dar. Hauptver¬ 
waltung nicht mehr als 57. (Ir Worten: fünf Prozent) der für das 
jeweilige Geschäftsjahr geplanten Mitarbeiterzahl betroffen 
sind,, bedarf nicht der.Zustimmung der GeseUschafterversamm- 
lung. Diesen Maßnahmen wird bereits zum Zeitpunkt, der Wirksam¬ 
keit dieses Vertrages vorab zugestimmt. 






XIX^-BEBSB ER K S EAICTIVIT«TEWi bischofffrodf 


Artikel B 
Bergwerkseigentum 


B-l Verkauf 

Oer Tre.uhandanstal t ist .aufgrund der Verordnung,über-die Ver- ■ 
le.lhung von Bergwerkseigentum vom 15. August 1990. .(Gesetzblatt 
der DDR I Nr. 53 S. 1071) das Bergwerkseigantum -.Gnetscher-Salz- 
satte 1—5Ud CBWE-Nr. 1038/92-53'; nach Teilung Berechtsams-Nr.. 

III-A-d/h-904/92.-4236>, das Bergwerkseigentum Ber.nburg-Osmars- 
Ebener Steinsalzmulde (BWE-Nr. 54/90/87B), das Bergwerkseigen¬ 
tum Merkers (BNE-Nr.. 256/90/854, 8B9, 91B>, das Bergwerksei- 
gentum ZielltZ I (BWE-Nr. 613/90/1007), das Bergwerkselgentum 
Zielttz II (0WE-Nr; 614/9D/1Q0B) und das Bergwerkseigentum Ger- 
stungen (BWE-Nr. 257/90/.B54, B55, 891).für die in den. Berechts- 
amtsurkunde.n benannten Bodanschätze verliehen Worden. 

Oas Gemeinschaftsunternehmen wird das o.g. Bergwerkseigentum 
von der Treuhandanstalt gemäß-'den Bestimmungen des ln 
Ad.]fldfi !£ enthaltenen Kaufvertrages erwerben. 

8-2 üäIIUJJ1 

Die Vertragsparteien sind sich einig, daß das Gemeinschaftsun¬ 
ternehmen a&.dem 1 .5 .1998 bis zum Jahre 2040 .die--Option erhält, 
das Reservefeld Zielitz III (BME-Zie.litz III, BWE-Nr. 
615/90/1009, Fläche (m ) 191.113,532) abzubauen und von der 
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Treuhandanstalt entsprechend langfristig zu pachten. Der zu 
vereinbarende Pachtzins orientiert sich an den zum Zeitpunkt 
des Abschlusses des Pachtvertrages geltenden durchschnittlichen 
Förderzinsen für Kall- und Steinsalz.Im Bundesland Hessen. 

Sofern sich die Vertragsparteien nicht einvernehmlich über den 
Pachtzins' einigen können, Ist dieser durch einen öffentlich be¬ 
stellten und vereidigten Sachverständigen als Schiedsgutachtef 
gemäß § 317 BGB festzustellen, der von den Vertragsparteien ge¬ 
meinsam oder., sofern sich die Vertragsparteien nicht auf einen 
derartigen Sachverständigen einigen können, von dem Präsidenten, 
der am Sitz des Gemeinschaftsunternehmens zuständigen Indu¬ 
strie- und Handelskammer benannt wird. Die Kosten des Sachver¬ 
ständigen werden hälftig zwischen dem Gemeinschaftsunternehmen 
und der Treuhandanstalt geteilt. 

Das Optionsrecht des Gemeinschaftsunternehmens steht unter der 
Bedingung, daß die Verleihung des Bergwerkselgentums an die 
Treuhandanstalt nicht für verfassungswidrig erklärt wird und 
die Treuhandanstalt zum Zeitpunkt der,Ausübung der Berechtigung 
Eigentümerin des .Reservefeldes Zielltz III Ist. Die.Treuhandan¬ 
stalt verpflichtet sich, vor. einer Veräußerung oder einer an¬ 
derweitigen Nutzungsüberlässung des Reservefeldes Zie.lltz 111 
an Dritte dem Gemeinschaftsunternehmen dieses zu den oben ge¬ 
nannten Bedingungen eines langfristigen Pachtvertrages anzu- 
' bieten. 

9-3 Hohlraumnutziin g 

Sofern- das Gemeinschaftsunternehmen künftig unterirdischen 
Hohl™ für behälterloseGas- bzv. Flüsslskeltsspeicherung In 
Zusammenhang mit den, gemiB Artikel 8 ., übertragenen Bergwerks- 
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eigentum nutzt, werden sich die Parteien über ein angemessenes. 
Nutzungsentgelt, welches vom Gemeinschaftsunternehmen an die 
Treuhandanstalt zu entrichten Ist; verständigen, Dies gilt Je¬ 
doch nicht für die bereits bei Vertragsabschluß ln Nutzung be¬ 
findlichen Flüssiggasspeicher Im Bergwerksfeld Gnetscher-Salz- 
sattel-Slid. 


8 - 4 MjLkOlüng. der Trguf iagdanstait 

Sollte sich rechtskräftig herausstellen, daß die Treuhandän- 
stalt zur wirksamen Veräußerung bzw. NutzuhgsüberTassung des 
... Bergwerkseigentums nach den vorstehenden Bestimmungen der Arti¬ 
kel B.l.bts 8.3 an das Gemeinschaftsunternehmen nicht berech¬ 
tigt ist bzw. war, wird die Treuhandanstalt nach .besten Kräften 
und auf eigene Kosten dennoch eine Übertragung dieses Berg¬ 
werkseigentums an das. Gemeinschaftsunternehmen betreiben.- Im 
•übrigen sowie in dem Umfang, in dem.dies nicht gelingt,, stellt 
die Treuhandanstäl.t. das Gemeinschaftsunternehmen aus einer ge¬ 
gebenenfalls fehlenden Berechtigung der Treuhandanstalt gemäß 
Satz J steh ergebenden Schäden frei. Die Parteien verpflichten 
sich, Jeweils nach besten Kräften auf eine Minimierung, solcher 
Schäden hinzuwirken; Diesbezügliche Ansprüche sind bis späte¬ 
stens drei Jahre nach Rechtskraft einer entsprechenden-Ent- . 
Scheidung vorzubringen',., ansonsten-sind sie verjährt.. 









Artikel 9 


Deponieaktivitäten 


9-i Aiiq.eia.Lne .gestwm 

Die Parteien.haben vereinbart, daß das Gemeinschaftsunternehmen 
Möglichkeiten zur Nutzung von Hohl räumen, der ehemaligen MdK und 
K+S Bergwerke als Deponien fUr die Entsorgung von Sonderabfäl¬ 
len prüfen- und soweit wie wirtschaftlich vernünftigerweise mög- 
,J lieh wahrnehmen wird. 

9 -2 Qliallf-l.Zlgrte Mehrhei t; .Kosten etc, 

Oie Errichtung einer solchen Deponie durch das Gemelnschaftsupr 
ternebmen, sowie Art und Umfang, der dafür notwendigen Investi¬ 
tionen einschließlich Ihrer Finanzierung, bedarf eines Be¬ 
schlusses der Gesellschafterversammlung mit Zustimmung der Ge¬ 
sellschafter Treuhandans.talt und K+S. Dies gilt solange, als 
die,.Treuhandanstalt und K+S zusammen zu mindestens 75% am Ge¬ 
meinschaftsunternehmen beteiligt sind. 


Investitionen und Aufwendungen Im Zusammenhang mit solchen De¬ 
ponieaktivitäten werden vom Gemeinschaftsunternehmen getragen. 
Die Kosten für diese Investitionen bzw. Aufwendungen sowie die 
Erlöse aus^ solchen Deponieaktivitäten werden bei der Berechnung 
des Abweichungsausglelchs gemäß .Artikel 4.2 nicht berückstch- 
ti gt. 
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9-3 Aaagffi& S&BJig- Vergütung - 

Da die Erträge aus solcher* Deponieaktivitäten nicht ln der Er- 
tragswertberechnung.der Im Gemeinschaftsunternehmen. zusammenge¬ 
faßten Betriebe eingeflossen sind, hat das Gemeinschaftsunter¬ 
nehmen hierfür eine angemessene Vergütung zu entrichten, minde¬ 
stens.aber. ln der Höhe von S 1 (ln Worten: fünf Prozent) des 
Netto Erlöses ab Schacht/Rampe.. "Netto Erlös ab Schacht/Rampe 1 ' 

•• bedeutet den Bmtto-Erlös abzüglich Transport,. Verpackung und 
Steuern sowie Rabatte und Skonto, Dieses angemessene-.Nützurrgsr 
entgelt steht der Treubandanstalt zu, soweit.die Sonderabfall¬ 
entsorgung ln Bergwerksfeldern stattfindet, die vor. der Betei¬ 
ligung der K+S am Gemeinschaftsunternehmen von der MdK genutzt 
wurden. Umgekehrt steht das Nutzungsentgelt der K+S zu, soweit 
die Sonderabfallentsorgung ln Bergwerksfeldern stattflndet» die 
vor der Beteiligung der K+S.am Gemeinschaftsunternehmen von der 
K+S -genutzt wurden. Soweit dieses Nutzungsentgelt den Netto 
cash—flow gemäß flnU g a .5, Anhang l, Teil 2A beeinflußt. Ist 
es bei der Ermittlung, des Abwelchungsausglel.chs gemäß.Artikel 
A.Z nicht zu berücksichtigen: 

Sollte die Höhe der genannten Vergütung die Wirtschaftlichkeit', 
des. Projektes gefährden,.werden die Parteien eine den Wirt¬ 
schaftlichen Gegebenheiten-,und der Entwicklung.des Projektes 
entsprechende einvernehmll.che Lösung herbei führen. 
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Artikel 10 
Bl schofferode 

1°-1 Änderung des Kaufvertrag 

K'\. 

Treuhandanstalt und MdK werden darauf hinwirken, daß MdK und 
Kali. SUdharz AG mit wirtschaftlicher Wirkung zura 1.10.1992 den 
C ) Kaufvertrag vom 2 . September 1992 (Nr. 528 der Urkundenrolle 

1992 des beurkundenden Notars Dr.' Frank Roitzsch), wie ln 
AaLäSfUJ vorgesehen, teilweise aufheben und abändern. 


10.2 Pachtvertrag 

Treuhandanstalt und MdK werden ebenfalls darauf hinwirken, daß 
MdK und Kali Südharz AG mit wirtschaftlicher Wirkung zum. 
1.10.1992 den ln flnlagg_LS enthaltenen Pachtvertrag ab-t 
schließen. • • 


C, 10 • 3 fmJLtellung 

Die Treuhandanstalt stellt das Gemeinschaftsunternehmen von 
allen Kosten aus Löhnen und Gehältern für Mitarbeiter des Be- 
trist,« Blscl.off.rod, frei, dl, de» Gemeinschaftsunternehmen 
nach de« 01.01.1994 entstehen mit der MaSgabe. dali sich d*s 
Gemeinschaftsunternehmen nach besten Kräften bemühen wird 
diese Kosten zu begrenzen. 
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IV . -. FU HR UHG S U 5 G EHEINSCHAFT^I^ TP^fh^^s 


Artikel 11 
Geschäftsführung 


11.1 Das Gemeinschaftsunternehmen hat. einen.Vorsitzenden der Ge^ 
schäftsführung sowie vier weitere Geschäftsführer. Die Bestel¬ 
lung und Abberufung der Geschäftsführer erfolgt durch den Auf¬ 
sichtsrat. Das gleiche gilt für den Abschluß der Anstellungs¬ 
verträge mit den Geschäftsführern sowie deren Änderung und Be¬ 
endigung,' 

Bezüglich der Bestellung bzw. Abberufung der Geschäftsführer 
einschließlich' des Vorsitzenden der Geschäftsführung hat K+S 
das Vorschlagsrecht. Die Treuhandans.talt hat Ihrerseits das 
Recht, einen Geschäftsführer vorzuschlagen. Die Gesellschafter- 
versammlung,beschließt sodann einen Vorschlag, der dem Auf¬ 
sichtsrat zur weiteren Behandlung, vorgelegt wird. Die Parteien 
werden darauf h.lnwirken, daß der Aufsichtsrat diesem Vorschlag 
entsprechend beschließt. 

11.2 Die Zustandigkeitsverteilung zwischen der Geschäftsführung und 
den einzelnen Geschäftsführern erfolgt entsprechend der als- 
Äfllige_i5 beigefügten Geschäftsordnung der Geschäftsführung. 

11.3. Unbeschadet weltergehender Befugnisse der Gesel1schafterver-' ' 
Sammlung bedUrfen die Geschäftsführer mindestens für die fol¬ 
genden Geschäfte und Maßnahmen der vorherigen Zustimmung der 












Gesellschafterversammlung, soweit sie über den üblichen Ge¬ 
schäftsbetrieb hinausgehen: 0 

(a) Abweichungen von Ire Geschäftsplan vorgesehenen Maßnahmen,. 
die gemäß Artikel 6,2 und. Artikel 7.1 verbindlich sind, 
soweit die Treuhandanstalt und K+S solchen Änderungen 
nicht bereits gemäß Artikel 6.3 bzw, Artikel 7.2 vorab zu¬ 
gestimmt; haben; . 

(b) Veräußerung und Erwerb-von Unternehmen, Anteilen an Unter- 
'nehmen, Betrieben oder Betriebstellen; 

<c) Aufnahme neuer Geschäftszweige und Tätigkeitsgebiete oder 
Aufgabe vorhandener Geschäftszweige und Tätigkeitsgebiete;, 

(d> Abschluß, Änderung und Kündigung von Unternehtiiensverträ¬ 
gen.,- Insbesondere Beherrschungs- und : Gewinn.abführungsver--- 
trägen und ähnlichen Verträgen gesel1schaftsrechtl1 eher 
Art;-. 

(e) Erwerb, Veräußerung, Belastung und Verpfändung von. Grund¬ 
stücken, Gebäuden und gru-ndstlicksglelchen Rechten,, soweit 
der Geschäftswert Jeweils DM 5 Mio Übersteigt; 

(f) Abschluß und Änderung von Verträgen mltelner Laufzeit von.' 
mindestens 5 Jahren, wenn das vom Gemeinschaftsunternehmen. 
aufzubringende .-Entgelt Insgesamt DM S Mio. übersteigt; 

(g) Verabschiedung des' Oahresbudgetsr 

• ■' 

(h) Aufnahme und .Gewährung von Darlehen und Krediten, Übernah¬ 
me von Bürgschaften. Garantien und sonstigen Haftungen; und 
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Ci> Abschluß, Änderung oder Beendigung von Verträgen mH ver¬ 
bundenen Unternehmen gemäß § 15 Aktl.engesetz.- 

•> 

11.4 Entscheidungen der GeselIschafterversammlüng gemäß Artikel 11.3 
bedürfen 'während der Laufzeit des Geschäftsplanes, d.h. ein¬ 
schließlich der Dauer des Geschäftsjahres 1997, einer 3/4-Mdhr- 
hett, Entscheidungen der GesellschäfterverSammlung gemäß Arti¬ 
kel 11.3 EigcbSt&be (g) (Verabschiedung des Jahresbudgets) je¬ 
doch nur, soweit darin -Abweichungen von im Geschäftsplan vorge- 
Y ; sehenen Maßnahmen enthalten sind, denen Treuhandanstalt und K+S 

C n1cht vorab gemäß Artikel: 6.3 bzw. Artikel-7.2 zugestlmmt haben. 

1T.5 Die nach Artikel 11.3 bzw. 11.4 zu erteilende Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung kann auch in Form einer allgemeinen 
Ermächtigung : fUr bestimmte Arten der vorbeZeichneten Geschäfte 
erfolgen. Derartige Ermächtigungen müssen die in Betracht kom¬ 
menden Geschäftsvorgänge sowie deren Zweck und die Zelt, ln der 
sie ausgeführt sein müssen, genau angeben und bedürfen während 
der Laufzeit des Geschäftsplanes ebenfalls einer 3/4-Mehrhelt.. 


, Artikel 52 
Gesell schafterversajnmlung 



12.1 Die Parteien, sind als Gesellschafter zuständig für die Be¬ 
schlußfassung über- 
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U> Maßnahmen der Kapitalerhöhung und die Zulassung Dritter 
zur Übernahme von Geschäftsanteilen sowie Maßnahmen der 
Kapital herabSetzung; 

<b) di-e;Feststellung des Jahresabschlusses, die Ergebntsver- 
wendung und die Wahl der Abschlußprüfer; 

(c) Satzungsänderungen; 

(d) Entlastung der.Geschäftsführer und der Mitglieder des Auf¬ 
sichtsrats;. 

<e) Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats, die von den.An- 
te 11seignem zu wählen sind, 

(f) Auflösung der Gesellschaft; 

<g): Ernennung und Abberufung-der Abwickler; und 

.(h.) alle sonstigen Fälle, ln denen das Gesetz,.die Satzung 
bzw. die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung sowie 
dieser Rahmenvertrag, die Zuständigkeit der Gesellschafter- 
. Versammlung bestimmt. 

1.2.2 Auf Je. DM 1-000,— des Stammkapitals des Gemeinschaftsunterneh¬ 
mens entfällt eine Stimme. 

12.3 Die Beschlüsse der Gesel1scbaftervsrsammlung betreffend Arti¬ 
kel 12.1 Buchst, (b). Cd) und (g)'bedürfen währendder Laufzeit 
des Geschäftsplanes einer. 3/4.Mehrheit. Bezüglich der Wahl- der 
Abschlußprüfer (Artikel.12. Buchstabe (b>) sind sich die Par- 
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teien darüber einig, daß für die Geschäftsjahre bis 1997 ein¬ 
schließlich jede Partei einen Abschlußprüfer vorschlägt, und 
beide Abschlußprüfer die Abschlußprüfung gemeinsam vornehmen. 

Ab 1998 einschließlich bedürfen, vorbehaltlich der Bestimmungen 
gemäß Artikel 12.4 und Artikel 12-5, nur noch die Beschlüsse 
der Gesellschafterversammlung. Über die Feststellung des Jahres¬ 
abschlusses und die Ergebnisverwendung einer 3/4-Mehrhelt, so¬ 
lange die Treuhandans.talt und K+S zusammen-zu mindestens 757. am 
Gemeinschaftsunternehmen beteiligt sind. 

12.4 Beschlüsse der.GesellschaftervefSammlung gemäß Artikel 12.1 
Buchstabe (c) (Satzungsänderungen) betreffend § 4 des ln 
MJ . age . 15 .enthaltenen Gesell schaf tsvertr.ages des Gemein¬ 
schaftsunternehmens, bedürfen der Zustimmung der Treuhandan- 
stalt; solange:die Treuhandanstalt Anteile am Gemeinschafts- 
• unternehmen hält, sowie.der Zustimmung der K+S solange die K+S 
Anteile am Gemeinschaftsunternehmen hält. 

12.5- Im übrigen bedürfen Beschlüsse der Gesellschafterversammlung 
der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen,, soweit nicht- 
das Gesetz, der Gesellschaftsvertrag oder-dieser Rahmenvertrag 
zwingend eine größere Mehrhelf vorschreibt. 

12.6 Die Parteien werden sich nach, besten Kräften:dafür elnsetzen, 

-. daß hinsichtlich der sie ln. der Gesell s.chafterversammlyng ver¬ 
tretenden Personen eine größtmögliche Kontinuität- besteht. Von 
jeder Partei nehmen zwei Personen-an der Gesellschafterversamm¬ 
lung teil-. 








12:7 Sollte der Aufsichtsrat einem ggfs, seiner Zustimmung.unterlie¬ 
genden Geschäft, die Zustimmung versagen, wird die betreffende 
Angelegenheit der Gesellschafterversaranlung zur abschließenden 
Entscheidung vorgelegt. Die Gesellschafter werden dann.ln der 
Gesellschafterversammlung über diese Angelegenheit’unter Ein¬ 
haltung der Bestimmungen dieses Rahmenvertrages einschließlich 
der Regelungen über den Zuständigkeitsbereich der Geschäftsfüh¬ 
rung' beschließen. 

12.8 Soweit zur Durchführung der Bestimmungen dieses. Rahmenvertrages 
Änderungen des Gese.l 1-schaftsvertrages des Gemeinschaftsunter¬ 
nehmens oder sonstige Entscheidungen der Gesell schaf termsamm- 
lung erfprderlIch. sind, verpflichten sich Treuhandanstalt und 
K+S, die erforderlichen Beschlüsse ln derGesellschafterver- 
sammlung unverzüglich herbeizuführon. 


Artikel 13 

Aufsichtsrat. • ■ 

13.1.Von den Aufsichtsratsmitgliedern des Gemeinschaftsunternehmens. 
die von der Gesellschafterversanrolung zu-wählen sind, werden - 
soweit acht Aüfslchtsratsmltglleder der Anteilseigner zu be~- 
stellen sind - vier von der Treuhandanstalt und vier von der 
K+S vorgeschlägen. Soweit nur sechs Aüfslchtsratsmitglleder der 
Anteilseigner zu. bestellen sind, werden drei von der Treuhand¬ 
anstalt und drei von dar K+S vorgeschlagen. 
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13,2 Oie Parteien werden darauf hinwirken, daß ein von K+S vorge¬ 
schlagenes- Aufs1chtsrats.nl tglied 2uin Vorsitzenden des Auf- 
sichtsrats gewählt wird. 


Artikel 14 
Geltungsdauer 


Die Bestimmungen der Artikel- IT, 12 (mit Ausnahme von Artikel 12.4) 
und 13 gelten - soweit dort nicht jeweils spezielle Regelungen ge¬ 
troffen' sind..-- solange', aH die Treuhandanstalt und-,K+S zusammen zu 
mindestens'-757. am Gemeinschaftsunternehmen beteiligt- sind. 

Bevor die Treuhandanstalt und/oder K+S Ihre Beteiligung an. Gemein¬ 
schaftsunternehmen soweit vermindern, daß Treuhandanstalt und K+S 
dadurch zusammen zu weniger als 754 beteiligt sind, werden sich‘die 
Treuhandanstalt und K+S über eine den künftigen BeteilIgungsverhält- 
nissen entsprechende Neufassung der genannten Bestimmungen sowie des 
Ges.el1schaftsvertrages verständigen, die Insbesondere die Interessen 
des ggfs, mehrheitlich Im .Gemeinschaftsunternehmen verbleibenden Ge-, 
seiischafters angemessen schützt. 
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y,Ji£WWRLEISTUHGEW: JREISTELLUHGEH: RESTITUT IOHSANSPRQcbf 


Artikel 15 

Gewährleistungen der Treuhandanstalt;. Rechtsfolgen 
1 Gewährleistung 

Die.Treuhandanstalt gewährleistet, daß 

<a>- die. MdK mit.rechtlicher Wirksamkeit: besteht;. ' 

(b) keine. Beschränkungen nach, der: Konkursordnung. der Ver- 
g 1 e.l.ch sordnung... dem Anfech'tungsgesetz öder nach der 'Ge¬ 
samtvoll Streckungsordnung bestehen; 

(c> alle wesentl 1 eben die M.dK und. ihre Tochterunternehmen be¬ 
treffenden. Unterlagen (Inklusive aller wesentlichen Ver¬ 
träge) und Umstände nach bestem Wissen der Treuhandanstalt 
und Ihrer Mitarbeiter inhaltlich vollständig offengelegf 
wurden, wobei "nach bestem-Wissen, der Treuhandanstalt" be¬ 
deutet. d4Ö die Treuhandanstalt.die-jeweils. Verahtwortli- 
chen der MdK bzw.- Ihrer Tochterunternehmen eingehend und. 
detailliert befragt und. zur Offenlegung socher Unterlägen 
und Umstände äufgefordert hat; 

(d) alle notwendigen .Betriebsgenehmigungen bestehen-;, und. keine 
Verstöße-vor 11 egen,, die zu deren Widerruf berechtigen; 
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(e) d1e a1s M i A qg-3 beigefügte Bilanz richtig und vol 1 stän¬ 
dig erstellt ist und die Lage der-Mdk ln Übereinstimmung . 
mit den gesetzlichen Bestimmungen umfassend und zutreffend 
wiedergibt; und 

(f) wesentliche Veränderungen-des. Umfanges und der Zusammen¬ 
setzung des zu den ln Anlage J. aufgeführten Betrieben 
gehörenden Vermögens von MdK sowie anderer Ihre Ertrags¬ 
kraft wesentlIch beeinflussender. Faktoren seit dem 
01.03.1993 -außerhalb des gewöhnlichen Geschäftsganges 
nicht erfolgt sind. 

fewlhrle Ufamqsau sschl aß . 

Weitere über Artikel 15«J. hinausgehende Gewährleistungen hin¬ 
sichtlich der MdK;. Ihrer Tochtergesellschaften oder der. in 
ÄBläae_l aufgeführten Betriebe werden von der Trsuhandanstalt 
nicht, übernommen. Insbesondere wird keine Gewährleistung hin¬ 
sichtlich der Freiheit von Grund und Boden, Gebäuden, Gewäs¬ 
sern, Gruhdwasser, Luft'und Natur.von Umweltbelastungen aller 
Art CAItlasten); unabhängig von Art,. Schwere und.. Verursachung 
derartiger Altlasten', übernommen.'Oie Bestimmungen der Artikel 
8.4, 10.3.. 16, 17 und .19 bleiben unberührt. 


Die Rechtsbeziehungen zwischen den Parteien lm Falle der Gel¬ 
tendmachung und ..Durchsetzung ..von Ansprüchen nach dem Gesetz zur 
Regelung offener VerntogensTragen sind 1 q-Artikel 19 abscMies- 
send geregelt.. Eine eventuelle Geltendmachung und Durchsetzung 
solcher Ansprüche stellen. keine Verletzung von Gewährleistungen. 









15 ■ 3 .Mtsfqjqgn bei Verletzung von Gewährleistung™ 

Im Fall der Verletzung einer der Im vorstehenden Artikel 15.1 
gegebenen Gewährleistungen Ist die Treuhandanstalt verpflich¬ 
tet, den'Zuständ, der der verletzten Gewährleistung entsprochen 
hätte, oder einen wirtschaftlich gleichwertigen Zustand herzu- 
stellen. 


Weitere Gewährt)eistungsansprUche, Insbesondere Schadenersätzen- 

sprUche sowie-Wandlung.s-,-Minderungs- und Rlick.tr I ttsrechte,-: .. 

sind ausgeschlossen.- 
15.4 Ausschluß der Geltendmachung 

.Ansprüche der K+S nach den Bestimmungen dieses Artikels sind. 
Innerhalb, .von zwölf Monaten nach dem Wirksamkeitsstichtag • 
schriftlich und substantiiert und schlüssig begründet gegenüber 
der Treuhandanstal.t geltend 2 u machen. Anderenfalls ist K+S mit 
derartigen Ansprüchen ausgeschlossen. 


Artikel 16 

Umwel.täl tl ästenfre i stellung der. Treuhandansta 11. 



Pis Treuhandanstält stellt,das Gemeinschaftsunternehmen 

<a) von allen gegenwärtigen und künftigen.Öffentlich.recht- 
Hchen und privatrechtlichen Ansprüchen, und. 
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<b> von allen Kosten, die mit der Abwehr einer konkret drohen- 
den Gefahr der Entstehung solcher Ansprüche verbunden sind 

frsl, die sich aufgrund.folgender Umstände ergeben:' 

O) Verunreinigung von Grundstücken, auch wenn sich diese 
erst bei einem späteren Bodenaushub zeigt, des darun¬ 
ter befindlichen Grundwassers, an Gebäuden oder son¬ 
stigen Einrichtungen aller Art der MdK, sowie von 
..solchen Verunreinigungen „.unmittelbar oder mittelbar 
ausgehende Einwirkungen aller Art-auf Menschen, Tie¬ 
re,. Pf Tanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre 
, sowie sonstige Sachgüter; 

(11) Einwirkungen aller Art auf Menschen, Tiere, Pflanzen, 
den Boden, das Wasser, die Atmosphäre, sowie sonstige . 
.Sachgüter, die unmittelbar-oder mittelbar-von Anlagen 
ausgehen oder ausgegangeh sind, die MdK nutzt oder 
genutzt hat;.. . • 

"Anlagen" Im Sinne dieser Bestimmung, sind 

- Betriebsstätten und .sonstige ortsfeste Einrich¬ 
tungen; 

Maschinen, Geräte und sonstige ortsveränder¬ 
liche technische Einrichtungen, sowie 

- Grundstücke, auf denen Stoffe dauerhaft oder 
vorübergehend-gelagert oder Arbeiten durchge¬ 
führt wurden, die die genannten Einwirkungen 
verursachen können; 
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<1U> Einwirkungen aller Art auf Menschen, Tiere, Pflan-. 
zen, den Boden, das Wasser,, die Atmosphäre, sowie 
sonstige Sachgüter, die auf ein Handeln., Dulden 
oder Unterlassen der MdK oder von Personen zurtick- 
zuführen sind; deren Handeln, Dulden-oder Unterlas¬ 
sen der MdK zuzurechnen Ist. 


Eln öffehtl ich^rechtl leher Anspruch Un S1 nne. dl eses Artl.ke 1 s. 
16.1 Ist gegeben* .soweit- die Tatbestandvoraus Setzungen für ein' 
mögliches behördliches Einschreiten aufgrund öffentlich-recht-' 
lieber Vorschriften vorl legen. . , 

Kosten- und Maßnahmeplan 

Bevor das Gemeinschaftsunternehmen Maßnahmen zur Abwehr einer 
konkret drohenden Gefahr der Entstehung öffentlich-rechtlicher 
oder privatrechtlicher Ansprüche gemäß Artikel 16.1 trifft, 
wird das Gemeinschaftsunternehmen der Treuhandanstalt einen 
Kosten- und Maßnahmeplän für die Gefahrenabwehr.vorlegen. Die 
jeweils zu treffenden Maßnahmen wird das Gemeinschaftsunter¬ 
nehmen, . soweit nicht sofortiges Handeln geboten Ist, Irr jedem 
Fall in Abstimmung mit der-Treuhand.anstalt.und.den. zuständigen 
Behörden festlegen. Die Treuhandanstalt wird Ihre danach.er¬ 
forderliche Zustimmung zu den- zu treffenden Maßnahmen hur aus 
wichtigem Grund verweigern.. Die' Treuhandanstalt. behalt sich:, 
vor, die. Maßnahmen mitzugestalten und zu begleiten und ist be¬ 
rechtigt, durch Beauftragte an den Arbeiten mit dem Gemein¬ 
schaftsunternehmen bzw; der K+S mitzuwirken. 
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16 . 3 . iMaiig 

Dis Freistellung gemäß Artikel 16.1 gilt auch zugunsten etwai¬ 
ger Rechtsnachfolger des Gemeinschaftsunternehmens. Sie greift 
desgleichen ein, soweit das Gemeinschaftsunternehmen für die 
Verpflichtungen der in Artikel. 16.1 genannten Art anderer Un¬ 
ternehmen, insbesondere ihrer Rechtsvorgänger und ehemaliger 
Betriebe des V.EB Kombinat Kali ln Anspruch genonwen wird. 

16--4 Ausschluß , ... 

Dje' Freistellung gemäß Artikel 16.1 und 16.3 gilt nicht, so¬ 
weit das.Gemeinschaftsunternehmen gemäß der ln Anlag e 3 bei- 
gefUgten Bilanz der Md«; Uber Rückstellungen zur Abdeckung sol¬ 
cher- Ansprüche verfügt* Sie gilt desgleichen nicht oder nicht 
ln vollem Umfang. .soweit die, ln Artikel 16; 1 genannten Umstan¬ 
de nachweislich 

<a) erst nach dem Antellserwerb der K*$ am Gemeinschaftsun¬ 
ternehmen, gemäß dem in Anlage 8 enthaltenen Sacheinla¬ 
gevertrag verursacht wurden, oder 

• <b> von den durch K+S gemäß dem ln Anlage?) enthaltenen 

Sache!nlägevertrag ln das Gemeinschaftsunternehmen einzu- 
brlngsnden.Kali- und Ste.insalzaktl.vitäten herrühren. 

76-5 ^tald & _ Ü . $ . 11t?; Grubenfemprlnoen/Werkgrs/llni - erbrelzbarh 

Bezüglich der Halde ZielItz und des Grubenfeldes. Sprlngen/Mer- 
kers/UnterbreIzbach wird die Freistellung gemäß Artikel’. 16.1 
und 16.3 - insoweit abweichend von Artikel 16.4 <a> - nicht 


f 
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dadurch eingeschränkt, daß das Gemeinschaftsunternehmen die 
Halde Zlelltz und das Grubenfeld Sprlngen/Merkers/Unterbrelz- 
bach .entsprechend den hierfür geltenden gesetzlichen Bestim¬ 
mungen,- behördlichen-Auflagen und der Betriebspläne weiter 
nutzt. 

^l££hats. C he.-Deckelung 11 

Oie Treuhand.ans.taTt-Ist berechtigt, vom Gerne!'nscha-ftsunterneh- 
mensdle Durchführung von .schadensmindernden umweltschlitzenden 
Maßnahmen-bezlfg.lVch .der Halde Ziel 1 tz und/oder d'es-:.Grubenfel- 
d«s Springen/Merkers/Unterbreizbach.zu verlangen mit der Maß¬ 
gabe,., daß die Treuhandanstalt verpflichtet Ist, sämtliche 
daraus,'resultierenden Kosten sowie ggf. weitere- dem.-Geme-In- 
' Schaft-sunternehiiien entstehende Schäden zu tragen..'- ; 

„Sollte- die- Treuhandan.statt vom Gemeinschaftsunternehmen 1m 
Rahmen von Maßnahmen gemäß Absatz 1 verlangen-, aufgrund-um- 
weltrechtl'vcher Überlegungen die Haida Ziel Itz .oder das Gru¬ 
benfeld Sprlngen/Merkers/Unfcerbrelzbach. zur Gänze oder tel1- 
wel.-se nicht mehr-zu nutzen, so hat die Treuhandanstalt Insbe¬ 
sondere- sämtliche-Kosten-für die Beschaffung einer, anderen 
wirtschaftlich, gleichwertigen Nutzungsmögllchkeit zu tragen- 
Cz.B. Errichtung- einer neuen Halde). Diese Bestimmung findet 
nicht Anwendung, wenn die wirtschaftliche Nutzungsmögllchkeit 
der Halde Zlelltz oder- des-Grubenfeldes Sprlhgen/Merkers/Un- 
terbrelzbach beendet war oder bis zur Beschaffung-der alter- 
nativen-.--Nutzungsmögllchkeit endet (z.B. - Erschöpfung der Halde 
Zlelltz)-. 
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' *6,7 Bund/Länder Regelung 

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, daß die Treuhandan¬ 
stalt beabsichtigt, 1 m Zusammenhang mit den Ihr obliegenden 
Verpflichtungen zur Umweltaltlastenfre.lStellung gemäß den Be¬ 
stimmungen dieses Rahmenvertrags. dH Ihr ln dem ln AoiäseJLS 

• enthaltenen Beschluß des. Sundes und der Länder Berlin, Bran- 
denbungMecklenburg-VorpofRmern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen vom 22.. Oktober 1992 zusteheriden Rechte ln vollem 
Umfang zu Wahren und'durchzusetzen. 

C ■ ' . 


Artikel 17 

, : Heitere 1 Freistellungen der Treuhandanstalt;. Altforderungen 
17 ' ] Mly.ftrb 1 tld 11 chke 1 ten: Aitrls lkap 

Die Treuhandanstalt stellt das Gemeinschaftsunternehmen über 
die Entschuldung von den in Anlage 3 aufgeführteo Verbind¬ 
lichkeiten hinaus- von sämtlichen Altverblhdlichkeiten und Alt- 
'), ■ rislken Cd.h. Verbindlichkeiten und Risiken-', die sich aufgrund 

von Sachverhalten ergeben^, die vor dem'in § l Abs. 2 . des ih.' 
ÄflUsfi-S enthaltenen Sacheinlagevertrags definierten Stich¬ 
tag verursacht wurden} der.MdK frei, soweit für-diese Verbind¬ 
lichkeiten bzw. Risiken in der Bilanz zum 31.12.1992 keine' 
bzw; keine ausreichenden Rückstellungen gebildet worden sind. 









Freisteilungsanspriiche des Gemeinschaftsunternehmens der ln. 
ÄOllä&Jl. Teil 2, 11t...(b) genannten Art, die dort nicht er~ 
fa3t sind., sind der Treuhandanstalt, bis spätestens zwölf Mona¬ 
te nach Wirksamkeitsstichtag schriftlich anzuzeigen.. Dies gilt 
jedoch nur für solche dieser Ansprüche des Gemeinschaftsunter-, 
nehmens, die kumuliert den Betrag von DM l.OOD.OOO,— <1n Wor¬ 
ten: Deutsche Mark eine Million) übersteigen. Anderenfalls 
findet eine'Freistellung der Treuhandanstalt für solche An¬ 
sprüche nicht statt. 

Eine Freisteilung der Treuhandaristalt Ist auch ausgeschlossen 
für Verbindlichkeiten der MdK bzw. de.s Gemeinschaftsunterneh¬ 
mens ln Zusammenhang mit der nach dem .01.01.1.993 erfölgten .Fi- 
nänzlerung von Investlonen bzw. der Sicherung-der Liquidität 
der MdK bzw.. des Gemeinschaftsunternehmens.. Diese Verbindlich¬ 
keiten sind, vom Gemeinschaftsunternehmen unverzügl ich nach., dem 
genannten Stichtag gemäß dem in Anlage 8 enthaltenen Sach-, 
einlagevertrag .<§ 1 Abs. (2)),.zu begleichen. 

17 2 Kil l B erg bau Handelsgesellschaft.mbH (KBH) 

Die Treuhandanstalt stellt das Gemeinschaftsunternehmen.von • 
sämtlichen. Altverblfidli.chkelten der. MdK gegenüber der' Kali 
Bergbau Handelsgesellschaft mbH frei. Insoweit diese Verbind¬ 
lichkeiten die,Forderungen der-MdK an die Kall Bergbau Han^ . 
delsgesellschaft mbH und die bei MdK für diesen.Fall gebilde¬ 
ten .Rückstellungen überschreiten. 

Die Treuhandanstalt wird sich nach besten Kräften .bemühen, die 
Übertragung, der Vertriebsaktivitäten für Kall Düngemittel 
(insbesonderen den Kundenstamm) der Kall U.K., eine-Tochterge- 
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sellschaft der Kall-Bergbau Handelsgesellschaft mbH auf das 
Gemeinschaftsunternehmen zu.veranlassen. Oie Parteien sind 
sich darüber einig,, daß der als Ertragswert-bis 1999 ermit¬ 
telte. Gegenwert für die Übertragung dieser Vertrlebsaktlvi- 
täten ln Höhe von DH 2.120.000,00 (In Horten: Deutsche Mark 
zwei Millionen, elrihundertzwanztgtausend) Im Geschäftsplan 
berücksichtigt und somit abgegolten ist. Das Kali- und Salz- 
geschärt betreffende. Anlagevermögen (z.B. Umschlagseinrich¬ 
tungen) der Kali UK sind von der genannten Übertragung nicht 
umfaßt, v 

Sollte sich heraus stellen-, daß die Herauslösung der Vertriebs¬ 
aktiv 1 täten für Kall Düngemittel aus der Kall Ü.K. nur mit 
wirtschaftlich unvernünftig hohem Aufwand möglich Ist bzw....daß 
diese Herauslösung die Weiterführung der.Kalt U..K. behindern 
würde, werden Treuhandanstalt und K + S darauf hinwirken, daß 
das Gemeinschaftsunternehmen die Kali U.K. Insgesamt erwirbt’. 
Im Falle dieses Erwerbs werden die Parteien für diejenigen 
Vermögensgegenstände der Kall U:K., die nicht den Vertriebsak¬ 
tivitäten für Kali Düngemittel zuzuordnen sind bzw. für das 
obengenannte Anlagevermögen einen angemessenen Kaufpreis (un¬ 
ter Berücksichtigung. des obengenannten im Geschäftsplan ent^ 
hä 1 tönen Betrages) auf Grund einer Ertragswertberechnu.ng bls 
zum Jahre 1999 einschließlich vereinbaren. Sollte der Eftrags- 
wertberechhüng ein anderer Zeitrahmen zugrunde gelegt werden, 
so Ut die Berechnung der DM 2J20.Q00,- entsprechend anzu- 
passen. 

iQilal pUnKostw 

Ole Treubandanstalt stallt das Geiaeinschaftsuntarnahwn nach 
Ha8 9 »b 8 des abzuschl lesenden Sozialplans für MdK-Mftarbeltsr 
(Stichtag 1,1.1993) fllr SozUlplankosten (Inklusive 
Personalabbau verbundene Prozeakostin) frei, die den Geneln- 
schaftsunternehmen I* Zusanranhang mit dem Im Gesohattsplan 
< ' WjuB - 5> bis n. 31.12.1997 vorgesehenen Personalabbau in 
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den in AolasSL-l auf geführten Werken der MdK entstehen. Oie 
Pflicht zur Freistellung entfällt ln dem-.Ausmaß, als der o.g. 
Personalabbau über den Im Geschäftsplan ( Anlage 5 . Anhang I, 
Teil 4) vorgesehenen Umfang.hinaus.erfolgt, soweit nicht auf 
den stHlzulegenden Werken zum Stichtag gemäß dem ln 
Artlagg. i l enthaltenen SacheInlägevertrag (§ 1 Abs. < 7 _)> tat¬ 
sächlich mehr Mitarbeiter beschäftigt sind als. Im Personalent¬ 
wicklungspfad ,(MIägs_5, Anhang 1, Teil 4) vorgesehen Ist. 

Herra^ntsalzuno 

Die Parteien werden steh nach besten.Kräften dafür einsetzen, 
•daß.das Verwaltungsabkömmen vom 18. Dezember 1991 Über die Ge¬ 
währung von Zuwendungen des 8undes und der Länder für Maßnah¬ 
men 2 ur Reduzierung der Herra/Weser-Versalzung sowie das damit 
im Zusammenhang stehende von den Parteien überarbeiteteabwas-, 
sertechnische Konzept ln vollem Umfang eingehalten bzw, umge- 
setzt wird. . 

Oie Treuhandanstalt stellt das Gemeinschaftsunternehmen von 
Investitionen und Kosten für die Werra-Entsalzung einschließ¬ 
lich einer für die eventuelle Rückzahlung von in diesem Zu.sain- 
menhang bereits erhaltenen staatlichen Zuschüssen frei mit der 
Maßgabe, daß die Verpflichtung der.-treuhandanstal t zur Frei¬ 
stellung für die Rückzahlung von-Zuschüssen entfällt, wenn die 
Rückzahlung, aus. Gründen erfolgte, die vom Gemeinschaftsunter¬ 
nehmen zu. vertreten waren (z.B. Nichteinhaltung des genannten 
Verwaltungsabkortimens): 

Die Vertragsparteien nehmen zur, Kenntnis, daß die Treuhandan- 
stalt beabsichtigt, Im Zusammenhang.mit den ihr obliegenden 
Verpflichtungen zur Freistellung für die Werra-Entsalzung ge- 
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mSfl dieser Bestinmung des Rahmenvertrags die 1hr ; In dem ge¬ 
nannten Verwaltungsabkommen zustehenden Rechte in, vollem Um¬ 
fang zu wahren und durchzusetzen. 

^ ■ 5 Mtforderungen: Nicht B etriebs notwendiges Vermögen 

Die Vertragsparteien sind sich darüber einig, daß alle Ansprü¬ 
che der MdK. der Zlelltzer Kall AG und der Mitteldeutsche 
Salzwerke.GmbH ausMehrerlösa&fUhrung, Nachbewertung, Pönalen, 
Royaltles, Freistellungen oder sonstigen Ansprüchen liii Zusam¬ 
menhang mit den. Iri Anlage 16 yer2e1chneten Privatisierungen, 
Grundstücks.verkäufen oder Verkäufen sonstiger Vermögenswerte 
vor dem Nl.rksamkeltsstlchtag wirtschaftlich ln.voller Höhe der 
Treuhandanstalt zustehen. 

Solche Ansprüche.werden, soweit gesetzlich Zulässig, von MdK 
an die treuhandanstalt abgetreten. Für den Fall, daß dem Ge¬ 
meinschaftsunternehmen oder einem mit dem-Gemeinschaftsunter¬ 
nehmen im Sinne von § 15 Aktiengesetz verbundenen Unternehmen 
aus- den genannten Ansprüchen Zahlungen zufließen, werden die 
Parteien unverzüglich alles Ihrerseits Erforderliche tun,, da¬ 
mit solche Zahlungen der Treuhandanstalt ungeschmälert zu¬ 
fließen. 


Sollte sich Herausstellen, daß das Gemeinschaftsunternehmen 
nicht betriebsnotwendige Immobilien besitzt-,- die vor dem 
01.01.1993 Im Eigentum-der MdK, der Zlelltzer.Kall AG oder 
Mitteldeutsche Salzwerke .GmbH standen und versehentlich, nicht 
ausgegliedert.bzw. getrennt privatisiert wurden, hat.das Ge¬ 
meinschaftsunternehmen diese Immobilien auf Verlangen der 
Treuhandanstalt unverzüglich und unentgeltlich auf die Treu¬ 
handanstalt bzw. ein von ihr zu benennendes Unternehmen zu 
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übertragen, ohne daß sich dadurch das Betel!igungsverhältnis der 
Treuhandanstalt an der MdK ändert. Solche Ansprüche der 
Treuhandartstalt sind bis spätestens zum 30.06.1994 geltend zu 
machen, ansonsten sind'sle verjährt. 


Artikel Iß 

Gewährleistungen und Freistellungen der K+S 

' , ' 

Oie Gewährleistungen und Freistellungen der K+S sind abschließend ln 
dem in Mlaggji, enthaltenen Sacheinlagevertrag enthalten. 


: Artikel 79 

Offene Vermögensfragen/Vermögensrechtl i che Ansprüche 


,9 - 1 . ßS-^hnte RU'i;jKü^>.rj:raaMDfl taii3.ndiche 

. • / 

Den Vertragsparteien ist bekannt, daß verschiedene vermögens¬ 
rechtliche Ansprüche 'hinsichtlich des.- Vermögens des Gemein¬ 
schaftsunternehmens geltend gemacht werden. Es -handelt sich 
hierbei im einzelnen um die in Anlage 17 aufgeführten An¬ 
sprüche auf Rüekübertragung. von Grundstücken und Gebäuden zum 
. 1 : 1 , 1933 . . . 

über die ln Ä d Ufle II aufgeführten. geltend gemachten Ver¬ 
mögensrecht! ichen Grundstücksrestttutlonsansprllche ist durch 
die zuständigen Vermögensämter bislang noch nicht entschieden 
worden. 
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19 ' 2 &Ü&T& vermSaensrgrht- Mche Ansprürhs 

Heitere als die In A nla ge.11 aufgeführten geltend gemachten. 
Vermögensrecht] 1 dien Ansprüche sind den Vertragsparteien nicht 
bekannt; 

19:3 I ^ .. v^ t niQQ M ar£Angbescheide 

Pas Gemeinschaftsunternehmen verpflichtet sich, unverzüglich 
nach. Wirksamwerden dieses Vertrages. Ihvestitionsvorrangbe- 
sche.fde nach dem Gesetz über den Vorrang von Investitionen bei 
Rückübertragungsansprüchen nath dem.Vermögensgeset* (Investi¬ 
tionsvorranggesetz - InVorG) für .Eigeninvestitionen des Ge¬ 
meinschaftsunternehmens auf den in Anlage 17 naher bezelch- 
neten Immobl11 eft/Grundstücken zu beantragen, soweit:solche In¬ 
vestitionen dort vorgesehen sind. 

'9-4 fttClitamlttf.l. 

Das. Gemeinschaftsunternehmen wird sich ln allen Rückübertra- 
.gungsverfahren nach dem Vermögens.gesetz.(VermG) bezüglich der 
»n auf geführten Ansprüche ln wirtschaftlich ver¬ 

nünftigem Umfang mit allen zu Gebote stehenden Rechtsmitteln 
verteidigen. Es wird Rechtsmittel nur nach vorheriger Zustim¬ 
mung durch.die Treuhandanstalt zurücknehmeh. Es wird einver- 
nehmliche Zahlungen ebenfalls nur nach vorheriger Zustimmung 
durch die Treuhandanstalt.leisten. Soweit das Gemeinschaftsun- 
ternehmen-die Treuhandanstalt schriftlich um'ihre Zustimmung 
gemäß den beiden vorangegangeneh Sätzen ersucht und die Treu¬ 
handanstalt, dem Gemeinschaftsunternehmen nicht Innerhalb von 
30 Tagen.nach Zugang des .Ersuchens ihre Entscheidung über die 
Zustimmung mittelTt, gilt diese als erteilt. 














19-5 Frei Stellung 


Die Treuhandanstalt' stellt das Gemeinschaftsunternehmen von 
etwaigen Inanspruchnahmen aufgrund eines.bestandskräftigen Be¬ 
scheides gemäß §.16 InVorG, von einvernehmlichen Zahlungen, 
welche.In Übereinstimmung mit Art. 19,4 geleistet worden sind,, 
sowie von allen Kosten,.die anläßlich der Einlegung von 
• Rechtsmitteln gemäß Artikel 19.4 anfallen,, frei, soweit die 
für den entsprechenden Restitutionsanspruch 1h der ln 
Anlage 3 bei gefügten Bilanz ausgewlesenen Rückstellung nicht 
. ausreicht-oder dort Keine Rückstellung gebildet wurde. 

1,9-6 R ückübertragu ng 

Sol lte eine Rückübertragung einer Immobil le/eines Grundstücks 
durch das jewel1$ zuständige Vermögensamt bestandskräftig an¬ 
geordnet werden und es-insoweit auch zu einer Rückübertragung 
auf den entsprechenden Anspruchsteller kommen,, so schuldet die 
Treuhandanstalt dem Gemeinschaftsunternehmen einen Geldbetrag 
ln Höhe der Differenz zwischen dem Buchwert.der betreffenden' 
Immobilie/Grundstück Und einer für den entsprechenden Restitu¬ 
tionsanspruch ggf. ausgewiesenen Rückstellung sowie die Er¬ 
stattung:, der Kosten, die anläßlich der Einlegung, von Rechts¬ 
mitteln, gemäß Artikel -19.. 4 anf allen.' 

Soweit.die zurückzuübertragende Immobilie bzw, das-.-zurückzu- 
übertragende Grundstück.zu den befcriebsnotwendlgen Gegenstän¬ 
den.des Gemeinschaftsunternehmen gehört, wird -die Treuhänden-; 
stal-t dem..Gerneinschäftsunternehmen auch al le. weiteren aus der 
Rückübertragung entstehenden Schäden ersetzen. 
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Dem; Gemeinschaftsunternehmen stehen Im Falle einer RUcküber- 
tragung von. Immobil len/Grundstücken über die Absätze 19.S und. 
19.6 hinausgehende Rechte nicht zu. Insbesondere sind diesbe¬ 
züglich weitergehende GewährIeistungs-, Verwendungs-, Aufwen¬ 
dungsersatz-,. Schadensersatzansprüche und das Recht auf Wand- " 
lung, Rücktritt oder weitergehende. Hinderung ausgeschlossen. 

19-8 .Bishe r nicht .bekannte RtjcKUbertraqgfiQsansDrüche . 

• ■ t • • * - 

. . Sollten über die ln AaiagfiJJZ auf gef Uhrten bekannten Vermö¬ 
gensrecht! Ichen Ansprüche hinaus weitere solcher Ansprüche be¬ 
kannt werden,- gelten die in Artikel 19.3 bis 19.7 getroffenen 
Regelungen entsprechend. 


VI. 

H • * , 

Artikel ; 20 

Wettbewerbs.vefbo.t ‘ 

Treuhandanstalt und K+S sind sichdarüber einig, daß künftig Ihre ’ 
gesamten Produktions-.und Vertriebs Interessen auf dem Kali- und . 
Steins.alzgebiet* einschließlich deren Nebenprodukten ausschließlich 
durch das Gemeinschaftsunternehmen wahrgenommer werden .sollen. Dem¬ 
gemäß -verpflteilten, sie- sich für zehn Jahre ab dem Wlrksamkeitssti.ch- 
tag. auf dem genannten. Gebiet weder unmittelbar noch mittelbar (z.B. 
über Betelligungsgesellschaften) ln Wettbewerb zum Gemeinschafts¬ 
unternehmen zu.treten.. 











Sollten die Treuhandanstalt oder K+s beabsichtigen,.Anlagen, Ein¬ 
richtungen oder Betei Hgungsrechte tu veräußern bzw. zur Nutzung zu 
überlassen, die geeignet sein könnten, zu Wettbewerbszwecken gemäß; 
vorstehendem Absatz gegenüber dem Gemeinschaftsunternehmen genutzt 
zu werden, dann .stehen'Treuhandanstalt bzw. K+S dafür ein, daß der 
Erwerber ein. entsprechendes Wettbewerbsverbot übernimmt- 

Der Treuhandanstalt ist bekannt, daß K+S an der Potash Company of 
Canada Ltd. ("Potäcanf) mit 50 % beteiligt Ist. D1ese'5Ö Xi ge Betei¬ 
ligung und die damit zusammenhängenden Aktivitäten gelten nicht als 
Verstoß gegen das vorstehend geregelte Wettbewerbsverbot. 


Artikel 21 

Zustlmmungs- und Genehmigungsvorbehalte; Rücktrittsrechte 
21-1 fignehm jgungsvorbehaite 

Die ln-dieser Urkunde und den.Anlagen vereinbarten. Verträge 
sind^ufschlebend bedingt bis Jedes der.nachfolgend genannten 
Ereignisse, eingetreten Ist: 

(a) Zustimmung des Bundesministers der Finanzen; 

<b> Entscheidung der £G-Kommiss!on, daß der Zusammenschluß 
mit dem Gemeinsamen Harkt vereinbar Ist bzw. daß eine 
Freistellung gemäß Artikel 85 Abs. 3 EWGV erfolgt, und, 




soweit erfordert Ich, Mitteilung' des Bundeskartellamtes 
'über die Nichtuntersagung des Zusammenschlusses; 

(c) Mitteilung.bzw. Entscheidung der EG-Kommlssloh über die 
bei hilferechtliche Unbedenklichkeit der von der Treuhän.d- 
anstalt gemäß Rahmenvertrag zu erbingenden. Leistungen,. und 

(d> Zustimmung des Vorstandes der Treuhandanstalt zu dem in 
Mlag£_12 bei gefügten Kaufvertrag Uber Bergwerkseigen¬ 
tum. 

r 

Der Zeitpunkt des Eintritts..des letzten der ln 1.11. <a) bis 

(d) beschriebenen Ereignisse wird ln diesem Rahmenvertrag auch 
" (jlrksamkeltsstlchtag " genannt. 

2 '" 6- g - Q . eh j ri i gm\q. tUirch ..E fi= £ fi . hö . r,de n; Bedingungen bzw. Auflagen 

*. , c 

. Die Parteien werden unverzüglich nach Abschluß,dieses Vertra¬ 
ges die Anträge für alle geeigneten oder erforderlichen Ge¬ 
nehmigungen durch die Europäische Gemeinschaft und/oder das 
Bundeskartei 1 amt stellen. Die Parteien sind sich darüber 
einig, in diesen Angelegenheiten zusammenZuarbelten. Jede 
Partei ist insbesondere verpflichtet, die für das iusammen- 
schlußkontrollverfahren erforderlichen und nützlichen Angaben, 
und Anschriften unverzüglich, vollständig und richtig zu er¬ 
teilen..', . 

Sollte die EG-Kommlssion Ihre Genehmigung der durch diesen 
Vertrag beabsichtigten Transaktionen mit Bedingungen und/oder 
Auflagen-verbinden, werden die Parteien unverzüglich Verhand¬ 
lungen mit dem.Zlel aufriehmen, entsprechende Änderungen 
und/oder Anpassungen des Vertrages unter weitestgehender Be¬ 
rücksichtigung der von ihnen mit-diesem Vertrag,. Insbesondere 
auch mit dem in MLige_S enthaltenen Geschäftsplan, verfolg¬ 
ten Interessen herbeizuführen. 










- 55 


21 *3 McUnmrecMe 

Sowei t eine der ln diesem Artikel 21 genannten. Bedingungen 
nicht Innerhalb.von sechs Monaten nach Abschluß des Vertrages 
oder einer vereinbarten Verlängerung eingetreten ist, haben 
die Treuhandanstalt und MdK einerseits sowie K + S andererseits 
das Recht, von den ln dieser Urkunde vereinbarten Verträgen 
Zurückzutreten, wobei dieses Racktrittsrecht nur. einheitlich 
für alle in,diesem Vertrag und den Anlagen zu diesem Vertrag 
vereinbarten Verträge und Maßnahmen ausgeübt werden kann, für 
die RUckgewähr erbrachter Leistungen gelten die gesetzlichen 
Bestimmungen Über, den Rücktritt vom Vertrag. Im Falle der Auf¬ 
lösung, trägt Jede Partei sämtliche Kosten-.uhd Aufwendungen, 
die ihr im Zusammenhang mit der Vorbereitung; dem Abschluß, 
der Durchführung und der Rückabwicklung dieses Vertrages ent¬ 
standen sind oder entstehen. 


Artikel 22 

Verträge mit verbundenen Unternehmen:; Cash Management 



^Das Gemeinschaftsunternehmen ist verpflichtet, mit der Treu- 
handanstalt und im Sinne von § 15 Aktiengesetz verbundenen Un¬ 
ternehmen nur. Vertragsbeziehungen einzugehen oder aufrecht zu 
..erhalten, die einem Dri«vergleich (arm's length) ■ standhaften. 
Dies, gllt insbesondere für die zwischen X*S und dem Gemein¬ 
schaftsunternehmen wechselseitig abschließenden DlenstlM- 
stungsverträge. 












I 


i 
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22.2 Cash-Mftpaqefflant 




Das Gemeinschaftsunternehmen.Vst verpflichtet, die von der* 
freuhandanstalt im Rahmen.der ln Artikel 3.1 beschriebenen Ka¬ 
pital e.r höhurig geleistete Bareinlage ln Höhe, von; 

DM 1 044.ÖOO.ÖOO (In Worten: Deutsche Mark elntausendvlerund^ 
vierzig Millionen) sicher- qn^J rentabel anzulegen soweit nicht:, 
ln diesem Rahmenvertrag eine anderweitige Verwendung vorgese¬ 
hen ist.. Um die Sicherheit, und Rentabilität der Anlage der - 
Bareinlage zu gewährleisten, hat .sich das Gemeinschaftsunter¬ 
nehmen; während der Laufzeit des Geschäftspianes an '.den.Markt- 
Konditionen für Großanlagen Im Interbankengel dmarkt-, Oommer- 
clal Paper-, und risikofreien festverzinslichen Wertpapieren 
(z.B, Bundesanlelhen) zu orientieren. 



Artikel- 23 
Vertraulichkeit 



2.3:1 jJtfangv 

Die: Vertragsparteien ; verpflichten s ^ h< diesen-,Vertrag.:sowie 
die Anlagen zu diesem Vertrag und;die ln dessen Ausführung,.of-’ 
fehbarten- und erarbeiteten Unterlagen und Informationen streng 
geheimzuhalten, sämtljche •Informationen nur zu: dem in. diesem - 
Vertrag und den Anlagen umschriebenen Zweck' zu verwenden und ' 

. Dritten in keiner Welse., weder ganz, noch auszugsweise;, .zugäng¬ 
lich zu.machen-noch.in Irgendeiner.Welse der Öffentlichkeit 
", zur Kenntni s ZU bringen. Unternehmen, an denen BASF Aktienge- 




• 1 
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Seilschaft unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt 
Ist ("Unternehmen der BASF-Gruppe") sowie Unternehmen, an de¬ 
nen die Bundesrepublik Deutschland unmittelbar oder mittelbar 
mehrheitlich beteiligt lit, gelten nicht als Dritte Im Sinne, 
dieses Artikels 23.1, Diese Vertrau!IchkeltsvereJnbarung gilt 
jedenfalls so lange und soweit die genannten Informationen 
nicht ohne Verschulden einer der Vertragsparteien der Öffent¬ 
lichkeit bekanntgeworden sind. Diese-Verpflichtung besteht 
auch Im Falle der Kündigung dieses Vertrages oder des Rück-: 
tritts: einer, der 'Parteien von diesem Vertrag für unbestimmte 
Zeit fort.- , ' 


Diese Vereinbarung beendet und ersetzt die BriefVereinbarung . 
zwischen der Treuhandanstalt.und K+.S vom 25.- Mal 1992; , 

23.2' Ahsx>rii;iie.n Uber-Veröffentlichungen .Ptr 

«.• 

Die Vertragsparteien werden die Informationen an Arbeitnehmer 
sowie an Behörden, Medien (insbesondere Presseerklärungen), ' 
Vertragspartner'und Dritte Über das Zustandekommen oder den 
Inhalt der ln diesem Vertrag oder den Anlagen vorgesehenen . 
Rechtsgeschäfte stets elnvernehmikh absprechen. 

23.3 .Rückg abe: Vernichtuna . 

Im Falle des vorzeitigen Rücktritts von diesem Vertrag (Arti-, 
kel 21.3) werden die Vertragsparteien dafür Sorge tragen-,'daß 
alle erhaltenen Unterlagen und Informationen, insbesondere 
auch im Zusammenhang mit der Erstellung des Geschäftsplans 
• der jeweiligen Vertragspartei zufückgestellt werden,- die sie 
betreffen oder im gegenseitigen Einvernehmen vernichtet werden. 
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Artikel 24 
Due Diligence 


K+S verpflichtet sich» der. Treuhandanstalt.und ihren Beratern noch 
: vor dem. WlrksamkeltsStichtag sämtliche Unterlagen bz*. Informationen 
äijr Verfügung, zu stellen <bzw. den Zugang zu solchen Informationen 
Oder'Unterlagen zu ermöglichen), die' von der T.reuhandanstalt bereits 
■vor Vertragsabschluß : 1m Rahmen der Unternehmensprüfung.bei K+S ange- 
fordert wurden, soweit diese Unterlagen bzw. Informationen für die 
Beurteilung der von'K*S gemäß dem in. Anlage R enthaltenen Sachein¬ 
lagevertrag in das Gemeinschaftsunternehmen einzubringenden Vermö- 
gensgegenstähde bedeutsam sind. Ebenso wird die Treuhandanstal.t 
solche Unterlägen bzw. Informationen betreffend MdK der K+S noch vor 
dem Wlrksamkeitsstichtäg zur Verfügung stellen. 


Artikel 25 ■, 

.Kosten 

Die mit diesem Vertrag, seiner Verhandlung. Vorbereitung,-'.Vol 1 Zie¬ 
hung und Durchführung verbundenen Kosten und Auslagen trägt jede 
Partei selbst mit Ausnahme der Notar» und Gerichts kosten, der Ver-... 
kehrssteuern undähnlicher Abgaben, die vom Gemeinschaftsunternehmen 
getragen werden; Diese vom Gemeinschaftsunternehmen zu tragenden 
Aufwendungen werden bet .der Ermittlung des Netto cash-flow gemäß Ar¬ 
tikel 4.2 nicht berücksichtigt. 














Artikel 26 


Inkrafttreten 


Dieser Vertrag tritt am.Wirksamkeitsstichtag gemäß Art. ZU] ln 
Kraft.. 


Artikel 27 
Schriftverkehr 

Sämtlicher Im Zusammehhang mit diesem Vertrag stehender Schrlftve 
kehr-Ist zu.richten .an 

CD Treuhandanstalt 

Leipziger Str. 5-7 
0.-1.080 Berlin 


< 2 > Mitteldeutsche.Kall Ar, . 

Schachtstraße. 62 '- 65 
0-5400 .Sondershausen 

( 3> Kali und Sal? Aq. 

Frledfich-Ebert-Straße 160 
W-3500 Kassel 





Artikel 28 


Schlußbestimmungen 
28*1 Salv atorische Klausel 

Sollten einzelne der ln diesem Vertrag oder den beigefügten. 
Anlagen-enthaltenen.Bestimmungen aus Irgendeinem Grunde un¬ 
wirksam oder undurchführbar sein oder werden, so berührt oder 
beeinträchtigt diese. Unwirksamkeit nicht die Rechtswlrksamkelt 
der übrigen Vertragsbestimmungen. An die. Stelle einer unwirk¬ 
samen oder undurchführbaren Vertragsbestlmmung tritt eine Re¬ 
gelung, die den wirtschaftlichen sinn.und Zweck der unwirksa¬ 
men oder undurchführbaren Bestimmung soweit wie möglich ge¬ 
währleistet. Die vorstehende Bestimmung gilt.entsprechend für 
den Fall, daß dieser Vertrag oder eine Anlage eine regelungs¬ 
bedürftige. LUdke enthält. ' 

28-2 £o £± zu^g . frUh i. rg . r Ver einba rungen: Sndenmnen 

Die Bestimmungen dieses Vertrages nebst Anlagen treten,an die 
Stelle aller früheren.mündlichen oder schriftlichen Vereinba¬ 
rungen.. J^e Änderung.oder. Ergänzung dieses Vertrages ein- 
•. Schließlich dieser Bestimmung sowie der Anlagen bedarf zu 

Ihrer Gültigkeit der Seh'rlftform, sofern nicht notarie 1 le Form 
von Gesetzes Wegen erforderlich Ist. 

20 ■ 3 .Übert ragung von, Rprhto n 

Oie- Partei.™ verpflichten .ich; »Hit«, Verpflichtungen aus- 
diese« Vertrag, einschließlich d.eser Rechtsnachfolgekluisel, 
Ihren jeweiligen Rechtsnachfolgern aufzuerlegen. 







ote aus dieser Urkunde der Treuhandanstalt zustehenden Rechte 
können ohne Zustimmung.der K+S oder des Gemeinschaftsunterneh¬ 
mens auf Unternehmen übertragen werden, an denen die Bundesre¬ 
publik .Deutschland direkt oder Indirekt mehrheitlich beteiligt 
Ist. 

Kf5 Ist berechtigt, ihre Rechte und Pflichten aus dieser Ur¬ 
kunde ohne Zustimmung der Treuhandanstalt oder des Gemein¬ 
schaftsunternehmens ganz oder teilweise einem anderen Unter¬ 
nehmen der BASF-Gruppe zu übertragen. 

28• 4 Anwendbares Recht 

Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland. 

28.s fieilcM ss tand 

Ausschließlicher Gerichtsstand ist Berlin. 

28.6 Anlagen 

Nachstehend 'aufgeführte Anlagen- sind integrierte Vertragsbe¬ 
standtelle. 


Die Erschienenen bevollmächtigen hiermit 

a) Herrn Dr. Stephan Hutter 

b) Herrn Dr. Herbert Harrer 

beide geschäftsansässig Sockenhelmer Landstraße 55 ln 6000 
Frankfurt am Main 1 
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und zwar Jeden für sich und jeden unter. Befreiung von den Beschrän¬ 
kungen des § 1 Bl BGB, alles zur Durchführung dieses Rahmenvertrages 
und seiner ln seinen Anlagen enthaltenen Vereinbarungen Erforder¬ 
liche zu tun. 

Sie sind auch berechtigt, für die Beteilig¬ 
ten Erklärungen vor den Gerichten und Grundbuchämtern einschließlich 
aller Erklärungen zur Umschreibung der Grundstücke. Salzabbaugerech¬ 
tigkeiten oder des Bergwerkseigentums.abzugeben. 

Die Bevollmächtigten dürfen jedoch nur nach gemeinsamer Weisung 
durch die Vollmachtgeber handeln. 


Die Urschriften der.Vorurkunden A. 8. C und D lagen bei der heutigen 
Beurkundung 2ur Einsicht und Durchsicht vor. Die Erschienenen er¬ 
klärten, daß. ihnen der Inhalt der Vorurkunden bekannt sei. Die Er¬ 
schienenen genehmigten die in den Vorurkunden abgegebenen Erklärun¬ 
gen. . 

Die Erschienenen verwiesen auf die Vorurkunden und machten diese 
Vorurkunden'voll zum Inhalt ihrer heutigen Erklärungen. Sie verzich¬ 
teten darauf, daß diese Vorurkunden nochmals verlesen und dieser 
Niederschrift als Anlage beigefügt werden. 


Im übrigen wurde vorstehende Niederschrift den Erschienenen vorge¬ 
lesen, .von ihnen genehmigt und von ihnen und von dem Notar wie folgt 
unterschrieben: 

' JWZ &J<£ d) i 
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